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1.  Zusammenfassung  
 
Aufgabenstellung dieser Studie war es, den Bestand sozialer Unternehmen in den Ost-Berliner 
Bezirken zu erfassen, die Potenziale dieses Sektors zu erheben und Handlungsempfehlungen für 
künftige Wirtschaftspolitik in diesem Bereich zu geben. 
 
Dies war erforderlich, weil kaum Kenntnisse über den Dritten Wirtschaftssektor, das ist die 
Soziale Ökonomie,  in Berlin, vorliegen. Akzeptanzprobleme  haben das umfangreiche Reservoir 
dieses Wirtschaftsbereichs verdeckt.   
 
Hier liegen erstmals Aussagen und Handlungsempfehlungen vor, welche es ermöglichen, den 
Sektor zu stärken und damit einen Beitrag zu mehr Beschäftigung, bedarfsbezogenen Angeboten 
und sozialer Integration im Ostteil der Stadt zu leisten. 
 
Aus den Erfassungen der dort vorhandenen Unternehmen, gezielten schriftlichen Befragungen 
und mündlichen Fokusinterviews ergeben sich folgende Befunde: 
 
In Ost-Berlin gibt es mindestens 988 soziale Unternehmen, die wir in einer Bestandsliste erfasst 
haben. Wir gehen davon aus, dass noch weit mehr sozialer Unternehmen in Ost-Berlin existieren. 
Vor allem solche Betriebe, die nicht einem Verband beigetreten sind, lassen sich schwer 
ermitteln. Es handelt sich somit um eine Liste, die ständig ergänzt und aktualisiert werden sollte. 
Die meisten fanden wir im Verwaltungsbezirk Pankow (397), die wenigsten im Ortsteil Mitte (99) 
vor. Am stärksten waren sie im Milieu der ideellen Vereinigungen (248), am wenigsten im Milieu 
der Freiwilligenagenturen und der Tauschsysteme vorzufinden. Bei den Wohlfahrts-
organisationen und im Bereich der Selbsthilfebewegung sind soziale Unternehmen wiederum 
stark vertreten.  
 
Dieser sehr vielseitige Wirtschaftssektor weist unterschiedliche Share- und Stakeholder auf: Von 
den befragten Organisationen hatten 44% individuelle Mitglieder, 62% Verbände und Vereine 
sowie 21% Unternehmen als Mitglieder. Die Unternehmen fanden sich zu je 54% und 56% in 
der Verbesserung der Lebensqualität bzw. in der Integration benachteiligter Gruppen wieder; bei 
33% war die Bereitstellung von Arbeit(splätzen) Ziel der Organisation. Die von uns befragten 
Unternehmen nahmen keine private Gewinnentnahmen vor; der Großteil hat seine Ziele in der 
(Vereins-)Satzung fixiert; 24% fixierten dies über (Gesellschafter-)Verträge und nur 12% über 
ihre Statuten. Die Gesamtaktivitäten haben statistisch gesehen eine breite Streuung: angefangen 
bei der Integration Ausgegrenzter erstrecken sie sich über die Verfolgung gemeinschaftlicher 
Aktivitäten, die Förderung ökonomischer Selbsthilfe, soziokulturelle Aktivitäten und 
Nachbarschafts-/Gemeinwesenarbeit bis hin zu finanziellen und nicht-monetären 
Tauschtätigkeiten (Diagr. 1-5). 
 
Ökonomisch setzen die Unternehmen dies um über die Geschäftsbereiche Eingliederung (37%), 
Sport und Freizeit (35%), Gemeinwesenentwicklung und Kinderbetreuung (je 31%) sowie Bauen, 
Wohnen (13%), Verbesserung des öffentlichen Raumes (15%), Verkehr, Einzelhandel und 
Handwerk (8%, 6%, 12%). Bereiche wie Gastronomie und Denkmalpflege (je 10%), Recycling, 
Energie / Wasser und Umweltschutz (8%, 6%, 17%) runden das Bild ab (Diagr. 6, 7). 
 
Die Beschäftigtenstruktur der von uns Befragten umfasst ca. 1/3 Voll- und Teilzeit-Beschäftigte 
(30,1%), eine hohe Anzahl von über Hartz IV finanzierte MAE- bzw. entgeltfinanzierte Stellen 
und ABM (33%) sowie den für die Soziale Ökonomie typischen Mitarbeiterstab der freiwillig 
unbezahlten Kräfte (28,5%). Der Anteil der Auszubildenden liegt bei 6,7%, derjenige der 
Zivildienstleistenden und PraktikantInnen bewegt sich im marginalen Bereich. Der Großteil der 
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MitarbeiterInnen unserer Fragebogenpartner befand sich im Umfeld des Stiftungssektors, der 
Beschäftigungsgesellschaften und der Wohlfahrtsorganisationen (31%, 23,8%; 19,3%). Der 
Frauenanteil war erwartungsgemäß besonders hoch im Alternativsektor (90%) und der 
Selbsthilfebewegung (84%); den Freiwilligendiensten (nahezu 100%) sowie den Tauschsystemen 
(64%), den Nachbarschafts- bzw. gemeinwesenökonomischen Initiativen (58%), bei den ideellen 
Vereinigungen, im Wohlfahrtsbereich und bei den soziokulturellen Einrichtungen, während er in 
unserem Sample bei den Beschäftigungsgesellschaften (32%) eher gering ausfiel. (Diagr. 8, 10 und 
11) 
 
Wenn Förderprogramme genutzt werden, dann sind es vor allem Bundes- (36,1%) und 
Landesprogramme (34,2%). Von den EU-Programmen wird hauptsächlich der ESF1 (36,1%) 
genutzt; andere EU-Programme (7,6%) und insbesondere der EFRE2 (5,7%) sind bisher zu 
vernachlässigende Größen (Diagr. 9). 
(Vgl. die Diagramme im Anhang). 
 
Aus unseren Erhebungen, den Angaben in den Fragebogenantworten und  den Gesprächen mit 
Verantwortlichen und Experten ergibt sich aus unserer Sicht, dass 

• die Produkt- und Dienstleistungsangebote dieses Sektors noch erweiterbar sind, um 
Angebote, welche die Stadtteile ökonomisch stärken können; 

• ein großes Reservoir an noch temporär Beschäftigten3 (Arbeitsgelegenheiten, ABM etc., 
ca. ein Drittel) in sozialen Unternehmen vorhanden ist, das nachhaltig beschäftigt werden 
kann; 

• diese Angebots- und Beschäftigungspotenziale ausgeschöpft werden können, wenn der 
Entwicklungs- und Innovationsstau in diesen Unternehmen durch gezielte 
Infrastrukturmaßnahmen und Investitionen aufgelöst wird.   

 
Vor dem Hintergrund der Untersuchungsergebnisse empfehlen wir, verschiedene vorhandene 
Förderprogramme zu mobilisieren und verstärkt einzusetzen sowie Investitionen in diesem 
Unternehmenssektor zu  fördern. Damit könnte zugleich ein erheblicher Beitrag zum Abbau der 
hohen Arbeitslosigkeit in der Stadt geleistet werden4. 
 
Unsere empirische Studie bestätigt damit internationale wissenschaftliche Erkenntnisse, die 
diesen Sektor als beschäftigungsintensiven Wirtschaftsbereich mit hohem Wachstumspotenzial 
ansehen (vgl. die Ergebnisse von CIRIEC und Salamon / Anheier u.a. im Literaturverzeichnis). 

 

                                                 
1 ESF: Europäischer Sozialfonds 
2 EFRE: Europäischer Fonds für regionale Entwicklung 
3 Nicht eingerechnet sind Arbeit suchende freiwillige MitarbeiterInnen. 
4 Bei einer durchschnittlichen Mitarbeiterzahl von 95 und einem errechneten Anteil temporär Beschäftigter von 
33%, die man in dauerhafte Beschäftigung überführen würde, könnte man allein in Ost-Berlin mindestens 30.000 
Menschen mit Arbeitsplätzen versorgen. 
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2.  Einführung: Entstehungszusammenhang und Konzept 
 

Diese Studie wurde in Kooperation mit der Berliner Senatsverwaltung für Wirtschaft, 
Technologie und Frauen und mit finanzieller Unterstützung der EU (EFRE Technische Hilfe) im 
Zeitraum September bis November 2007 erstellt. Mit ihr wird eine Bestandsaufnahme  und 
Potenzialerhebung sozialer Unternehmen in Ost-Berlin zur Entwicklung der regionalen 
Wirtschafts-, Sozial- und Infrastruktur vorgenommen. 
 
Sie entstand vor dem Hintergrund der Gründung des Bündnisses für Soziale und Solidarische 
Ökonomie in Berlin im Jahr 20065, das sich aus repräsentativen Organisationen der Sozialen und 
Solidarischen Ökonomie in Berlin zusammensetzt, der Mitgliedschaft der Stadt im REVES-
Netzwerk6 und den Initiativen, die TechNet (Technologie-Netzwerk Berlin e.V.) , im 
Zusammenhang mit dem Modellprojekt BEST (Art. 6 ESF) und BEST in Pankow 
(Wirtschaftsdienliche Maßnahmen) durchgeführt hat. 
 
Im Rahmen des Bündnisses wurde eine Begriffsbestimmung zu sozialen Unternehmen 
vorgenommen: 
 

„Soziale solidarische Unternehmungen in Berlin stellen in nennenswerten Umfang 
Arbeitsplätze bereit und erwirtschaften gesellschaftlichen Mehrwert, indem sie nützliche 
Produkte und Leistungen in der Stadt anbieten. Das sind insbesondere Unternehmen mit 
vorwiegend sozialen Zielsetzungen, deren Überschüsse ausschließlich oder überwiegend  in 
soziale oder gemeinwesenbezogene Ziele investiert werden.“ 

(Auszug aus: Agenda und Arbeitsprogramm) 
Ausgehend von den sozialen Bewegungen, die sie gegründet haben, kann man folgende soziale 
Unternehmenstypen in Deutschland unterscheiden: 
1. Unternehmen der Genossenschaftsbewegung, 
2. Wohlfahrtsorganisationen, 
3. Stiftungen, 
4. ideelle Vereinigungen, 
5. Integrationsunternehmungen benachteiligter Gruppen, 
6. Freiwilligendienste bzw. -agenturen, 
7. Alternativ-, Frauen- und Umweltbewegung, 
8. Selbsthilfebewegung, 

                                                 
5 Ziele des Berliner Bündnisses sind: 

 verbesserte Kooperation und wechselseitige Unterstützung; 
 Sichtbarmachung und Stärkung dieses bedeutenden Wirtschaftssektors; 
 verbesserte Rahmenbedingungen und eine geeignete Förderpolitik des Senats im Dialog mit den politisch 

Verantwortlichen. 
Das Bündnis verfolgt mithin das Ziel einer aktiven Informations-, Kommunikations- und Kooperationsstruktur nach 
innen und nach außen im Hinblick auf wirtschaftliche und politische Partner.  
Folgende Arbeitsaufgaben stellt sich das Bündnis in diesem Zusammenhang: 

• Ausbau des Bündnisses; 
• Dialogprozess mit den verschiedenen Ebenen der Landespolitik und –verwaltung; 
• Informationen und Analysen zu Merkmalen, Umfang, Struktur, Leistungen und den ungenutzten 

Potenzialen des Sektors; 
• Entwicklung von Unterstützungsstrukturen; 
• Förderung von Bildung und Forschung 
• Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeit; 
• Vorschläge für rechtliche, ökonomische und politische Rahmenbedingungen des Sektors 

 
6 REVES ist das Europäische Netzwerk der Städte und Regionen für die Soziale Ökonomie mit Sitz in Brüssel. 
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9. Soziokulturelle Zentren, 
10. Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaften, 
11. Tauschsysteme auf Gegenseitigkeit, 
12. Nachbarschafts- und Gemeinwesenökonomieinitiativen. 
In absteigender Reihenfolge sind hier zunächst Organisationen aus älteren und nachfolgend  aus 
jüngeren sozialökonomischen Bewegungen aufgeführt. Im Folgenden bezeichnen wir diese 
Bewegungen, aus der soziale Unternehmen hervorgegangen sind, als Milieus. Es handelt sich hier 
um eine große Vielfalt ganz verschiedener Unternehmen, die sehr unterschiedliche Größen 
aufweisen und sich in vielen verschiedenen Handlungs- und Beschäftigungsfeldern betätigen. 

 
Allgemein können folgende Arbeitsfelder – in Übereinstimmung mit Untersuchungen der 
Europäischen Union zum Beschäftigungspotential auf lokaler Ebene – als 
beschäftigungsrelevante Wachstumsfelder der Sozialen Ökonomie  identifiziert werden: 
• Ernährung und Wohnen, 
• kleinräumige technische Systeme für Energie, Verkehr, Ver- und Entsorgung, 
• gemeindenahe Dienstleistungen sozialer wie produktiver Art,  
• lokale Kultur,  
• Naherholung und Freizeitgestaltung, 
• Umweltprävention und –reparatur, 
• kommunale Infrastrukturleistungen. 
 

Da sich soziale Unternehmen sowohl in ihre Entstehungsgeschichte als auch in ihren 
Zielsetzungen erheblich von anderen Unternehmensformen unterscheiden, ergibt sich, dass sie 
andere und innovative Formen der Arbeits- bzw. Unternehmensgestaltung entwickeln. 

 
Obwohl in der Europäischen Kommission, europäischen Forschungseinrichtungen und 
verschiedenen europäischen Mitgliedstaaten der Terminus „soziale Unternehmen“ seit einigen 
Jahren ganz selbstverständlich benutzt wird, auch entsprechende staatliche Einrichtungen zu 
ihrer politischen und finanziellen Unterstützung existieren, trifft dieser Begriff hierzulande  erst 
neuerdings auf Verbreitung und Akzeptanz. Dies ist allerdings mit einer Reihe von 
Missverständnissen verknüpft, z.B. dass es sich um Unternehmen handle, die nur soziale 
Dienstleistungen bereitstellten, oder dass es um Organisationen ginge, die ausschließlich auf 
öffentliche Subventionen angewiesen seien. Entsprechend wird ihr hohes soziales und 
ökonomisches Potential noch nicht in erforderlichem Maß gesehen und genutzt. Wenn z.B. die 
Wohlfahrtsorganisationen in Berlin nach dem öffentlichen Sektor und vor dem privaten 
Wirtschaftssektor den zweitstärksten Arbeitgeber in Berlin stellen, muss die ganze Sicht auf 
diesen sogenannten „Dritten Wirtschaftssektor“ geschärft werden. 7 

                                                 
7 Hier einige weitere Angaben (2006): 
Organisationen des 
Diakonischen Werks 
Berlin 
 

Organisationen des 
Caritasverbands Berlin 
 

Organisationen des 
Deutsche Roten Kreuzes 
Berlin 
 

Organisationen der 
Arbeiterwohlfahrt Berlin 
 

Anzahl: 499. Anzahl: 176 
 

Anzahl: 33 
 

Anzahl: 100 
  

Beschäftigte: 30128 HA; 
1.497 MAE 

Beschäftigte: 10.818 HA; 
112 MAE 

Beschäftigte: 8.373 HA; 
2.093 MAE 
 

Beschäftigte: 4.150 HA; 
641 MAE 

Mitglieder: 2612 EA Mitglieder: 1.542 EA Mitglieder: 279 EA 
 

Mitglieder: 566 EA 
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Der Paritätische Wohlfahrtsverband allein stellt in Gesamt-Berlin 644 soziale Unternehmen, die 
einen Teil der 3.000 Projekte, Einrichtungen und Dienste der Mitgliedsorganisationen 
unterhalten. 45.000 hauptamtliche und ca. 18.000 ehrenamtliche MitarbeiterInnen werden von 
seinen Mitgliedsorganisationen in der Stadt beschäftigt. (Geschäftsbericht 2006 / 2007, S. 10). 
Ähnliches können wir zu den anderen Wohlfahrtsorganisationen in den Jahren 2006 aussagen. 
Allein die Mitglieder aus Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege in Berlin beschäftigen 
damit ca. 100.000 Menschen und beziehen eine beachtliche Zahl von Ehrenamtlichen ein8. 
  
Stellt man dem die Beschäftigtenzahlen von 2005 aus dem öffentlichen Bereich gegenüber 
(263.300, davon ca. 39.500 in den Bezirksverwaltungen)9, so wäre zu nachzuprüfen, ob der 
Dritte Sektor der Sozialen Ökonomie insgesamt in der Gesamtstadt nicht mindestens ebenso 
viele Menschen beschäftigt wie der öffentliche Sektor. 
 
Insbesondere, wenn man auf die lokale Ebene schaut, ist dieser Sektor von hoher Relevanz. 
Einer der größten Arbeitgeber im Bezirk Pankow ist beispielsweise der Projekteverbund 
Pfefferwerk. Er stellt eine Reihe sozialer und kultureller Dienste bereit, die sonst in diesem Bezirk 
nicht existieren würden. 
 
Trotz seiner Dynamik und seines Umfangs  ist der Sektor weitgehend unerforscht. Zwar gibt es 
neuerdings Untersuchungen über die Kulturwirtschaft bzw. „Kreativwirtschaft“ in Berlin, die 
einen Teil der sozialen Unternehmen, die sich in kulturellen Branchen betätigen, mit erfasst 
(Mandelius 2006). Was die sozialen Unternehmen insgesamt in Berlin betrifft, liegen allenfalls 
Untersuchen über Teilbereiche, wie über den Wohlfahrtssektor, (Stadtteil-) Genossenschaften 
u.ä. vor (Sobanski 2003). Für ganz Deutschland gibt es zwar schon einige weitergehende 
Untersuchungen (Anheier, Seibel, Priller, Zimmer 1998; Birkhölzer, Kramer 2002); dennoch ist 
die Kluft zwischen der inzwischen weltweit hoch eingeschätzten Bedeutung des Sektors und 
seiner Sichtbarkeit und Erfassung10 in Deutschland beträchtlich. Dies wird sich zukünftig 
wahrscheinlich ändern, denn jetzt schon existieren nationale „Satellite Accounts“, die auf Anregung 
der Europäischen Kommission, GD Wirtschaft, den Dritten Wirtschaftssektor in die 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung einbeziehen. TechNet hat den Beitrag über soziale 
Unternehmen in der Bundesrepublik Deutschland geleistet.11  
 
Wenn wir hier nun Aussagen über Charakteristik, Umfang und Wirtschaftskraft des Sektors 
treffen, dann nicht nur mit der Absicht, ihn besser sichtbar zu machen. Vielmehr gehen wir 
davon aus, dass dieser Sektor in hohem Maße zur sozialen Kohäsion und lokalen Versorgung mit 
                                                                                                                                                         
HA: Hauptamtliche; MaE. Beschäftigte in Arbeitsgelegenheiten  mit Mehraufwandsentschädigung; EA: 
ehrenamtliche Mitarbeiter. Quelle: Statistik der Berufsgenossenschaft. In: Paritätischer Rundbrief 7-8/2006, 8 

Die Gesamtzahl ergibt sich aus der Summe der Beschäftigten des Paritätischen und o.g. Zahlen. 
 
8 Notabene: Das Segment der sozialen Unternehmen im Wohlfahrtsbereich ist in unserer Erhebung nur eins von 
zwölf Milieus. 
 
9 www.statistikportal.de/Statistik-Portal/de_jb26_jahrtab60.asp; Statistisches Landesamt Berlin 2007 
 
10 Die als inventaire oder mapping bezeichneten Erhebungen finden inzwischen in sehr vielen Ländern statt: 
Britannien, Frankreich, Brasilien, Kanada sind nur einige Beispiele. 
 
11 CIRIEC (Ed.): Manual for Drawing up the Satellite Accounts of Companies in the Social Economy: Co-
operatives, and Mutual Societies.  On behalf of the European Commission, Enterprise and Industry Directorate–
General, carried out by CIRIEC (Centre Internationale de Recherches et de l´Information sur l´Économie Sociale et 
Coopérative) Liége, December 2006 
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Gütern und Diensten beiträgt und – wie die International Society for Third Sector Research 
betont – eine außerordentliche Beschäftigungsdynamik aufweist. Diesen Prozess zu stärken und 
zu beschleunigen, ist eine umso wichtigere Aufgabe, als die Arbeitslosenzahlen in Berlin trotz 
konjunkturellem Aufschwung noch enorm hoch sind. Unsere Handlungsempfehlungen im 
letzten Kapitel sollen damit auch Anregungen und Hinweise geben, wie durch die Stärkung dieser 
Unternehmen zu einer deutlichen Verbesserung der Lebensqualität und der Arbeitsplatzsituation 
in Ost-Berlin beigetragen werden kann. 
 
Die Beschränkung der Untersuchung auf Ost-Berlin hat hauptsächlich finanztechnische 
Gründe12. Sie stellte insofern eine große Herausforderung für unsere Erhebung dar, als die 
Verbände dieses Sektors normalerweise nicht über getrennte Daten zu ihren Unternehmen in den 
beiden Stadthälften verfügen. 
 

                                                 
12 Im Rahmen der EFRE-Förderung standen für die Technische Hilfe nur noch Kofinanzierungsmittel für Projekte 
mit Bezug auf Ziel-1-Gebiete zur Verfügung. 
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3. Methodologie 
 
Die allererste Voraussetzung einer Erhebung ist die Abgrenzung des Untersuchungsgegenstands; 
in diesem Fall die Bestimmung des Dritten Wirtschaftssektors der Sozialen Ökonomie und seiner 
Basiseinheiten, der sozialen Unternehmen. Wir verwenden hier eine vereinfachte Charakteristik 
sozialer Unternehmen, die im Wesentlichen mit den Definitionen der EU, einiger europäischer 
Länder und relevanter internationaler Forschungseinrichtungen und –netzen übereinstimmt13.  

1. Soziale Unternehmungen sind Wirtschaftsunternehmen zur Realisierung sozialer und 
/oder gemeinwesenbezogener Zielsetzungen. 

2. Es handelt sich um Formen der Selbstorganisation bzw. Selbsthilfe von Bürgern, die sich 
von einem oder mehreren Mängeln in der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen 
betroffen fühlen. 

3. Ihr wirtschaftliches Handeln ist den sozialen und /oder gemeinwesenbezogenen 
Zwecken untergeordnet und folgt dem Prinzip des „not-for-private-profit distributing“. 

4. Das unternehmerische Handeln erfolgt auf gemeinschaftlicher, kollektiver oder 
kooperativer Basis.14 

 
Bei der Identifizierung der Unternehmen haben wir jeweils diese vier Kriterien zugrundegelegt, 
d.h. Unternehmen, die nicht allen diesen Kriterien genügten, wurden nicht in den Bestand 
aufgenommen. Für diejenigen Ost-Berliner Unternehmen, die wir bereits kannten und in 
vorgängigen Projekten15 erfasst hatten, konnten wir Aussagen darüber machen, ob diese Kriterien 
zutreffen. Für die große Mehrzahl derer, die wir nicht so genau kannten, musste im Fragebogen 
für die sozialen Unternehmen und ihre intermediären Organisationen ein Selektionsraster 
eingebaut werden, welches diese vier Kriterien erfasst (vgl. Fragebogen im Anhang, Tl. 2).  
 
Während uns die Entscheidung leicht fiel, die sozialen Ziele, die Share- bzw. Stakeholder und das 
Prinzip des „Not for private profit distributing“  zu definieren und zu identifizieren, fiel dies für 
das vierte Kriterium (Kooperation) sehr viel schwerer. Wir haben daher folgende Methodologie 
gewählt. Im Rahmen eines Fragebogens16 wurde erfragt, welche Stakeholder wie in welchem 
Maße in die Unternehmensprozesse involviert sind. Daraus konnte geschlossen werden, ob die 
Aktivitäten auf gemeinschaftlicher, kollektiver oder kooperativer Basis erfolgen. 
Fokusgruppengespräche bzw. Interviews mit den Mitgliedsverbänden unterstützten parallel diese 
Aussagen. Was das Not-for-private-profit-Prinzip betrifft, musste dieses in irgendeiner Form 
(Statut, Satzung, Vertrag, Versammlungsbeschlüsse) in den Unternehmensunterlagen schriftlich 
fixiert und nachprüfbar sein. 
 
Die Konzentration auf Ost-Berlin stellte die Mitgliedsverbände bzw. Intermediäre der sozialen 
Unternehmen im jeweiligen Milieu vor große logistische Herausforderungen, hatte aber auch den 
Vorteil, sich auf eine besondere Region mit einem gemeinsamen historisch-kulturellen 
Hintergrund zu beschränken und ggf. in einem weiteren Schritt auch einen Vergleich mit West-
Berlin vornehmen zu können. Man muss davon ausgehen, dass es im Ostteil der Stadt vor der 
Wiedervereinigung kaum soziale Unternehmen nach unserer Definition gab, es sich also hier 

                                                 
13  International Research Organisation for the Public and Social Economy (CIRIEC), (CRIDA) French Research 
Group for democracy and autonomy, CECOP. European Confederation of Workers’ Co-ops and Social Enterprises; 
EMES: Emergence of Social Enterprises. 
 
14 Birkhölzer, Kramer 2002, S. 4 
 
15 Modellprojekt BEST (2002-2004), BEST in Pankow (2005–2007) 
 
16 Vgl. Fragebogen im Anhang 
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tatsächlich um eine Emerging Social Economy17 handelt. Umso erstaunlicher ist dann doch die relativ 
hohe Anzahl solcher Unternehmen, die wir in unserer Studie ermitteln konnten.18 
 
Unsere Arbeitsschritte hatten wir antragsgemäß in vier Schritte aufgeteilt:  
 
1. Schritt:  

• Sekundäranalyse vorhandener Informationen;  
• Überarbeitung bestehender Verteiler, Entwicklung bzw. Überarbeitung von Frageraster 

und Interviewleitfäden; 
• Kontaktierung von Verbänden, Dachorganisationen und Wissenschaftlern bzw. 

Forschungsinstituten 
 

2. Schritt: 
• Verteilung von Fragebogen an die Mitgliedsverbände  
• Fokus-Interviews mit Verbandsfunktionären, Vertretern von Dachorganisationen und 

Wissenschaftlern  
 
3. Schritt: 

• Verarbeitung des Rücklaufs; 
• Auswertung der Interviews und Fragebogen, ggfs. verbunden mit Nachfragen und 

Ergänzungen 
 

4. Schritt: 
• Verschriftlichung der Informationen und Erstellung von Handlungsempfehlungen für 

politische Handlungsträger, Sozialpartner und Verbände (Dokumentation);  
• Vorbereitung einer Veröffentlichung 

 
Die Bestandsaufnahme haben wir aus eigenen Erhebungen und im Rahmen unserer 
Bündnisaktivitäten, durch Internet-Recherchen und über die Mitgliedsverbände etc. 
vorgenommen. Neben der Auswertung von Sekundärliteratur (vgl. Literaturliste im Anhang) 
wurden über einen Fragebogen-Survey die wesentlichen Daten bei den Unternehmen und ihren 
Dachorganisationen abgefragt, deren Ergebnisse wir in den folgenden Kapiteln dokumentieren. 
Wir haben zur Potenzialerhebung (Fragen 9 und 10 im Fragebogen, vgl. Anhang) darüber hinaus 
gezielt Fokus-Interviews mit intermediären Organisationen, Vorständen und Verbänden geführt, 
um insbesondere mit Hinblick auf die Trends, Perspektiven und Potenziale repräsentative 
Aussagen zu erhalten. 
 
Der Fragebogen wurde zunächst als Leitfaden für die Fokus-Interviews mit den intermediären 
Organisationen genutzt, die wesentliche Bereiche der Sozialen Ökonomie in Ost-Berlin bzw. 
Gesamt-Berlin abdecken. Wir haben folgende Organisationen über die Lage ihrer Klientel  
intensiv befragt:  
1. Unternehmen der Genossenschaftsbewegung: 

• Prüfungsverband der Sozial- und Wirtschaftsgenossenschaften 
• Zentralverband deutscher Konsumgenossenschaften 

                                                 
17 In etwa: ein sich im Aufbruch befindlicher Wirtschaftssektor. Dieser Titel war maßgeblich für die Benennung 
einer Internationalen Forschungsgruppe EMES zum Thema „Soziale Unternehmen in Europa“. 
 
18 Allerdings wäre jeder Vergleich bzw. eine Gleichstellung mit anderen Branchenstudien z.B. zur Kultur- bzw. 
Kreativwirtschaft nicht angebracht, weil sich soziale Unternehmen zwar auch in der Kulturbranche betätigten -  sie 
stellen i.d.R. jedoch keine Mikro-Unternehmen, weil es sich um kollektiv geführte Unternehmen handelt. 



 

 
11

2. Wohlfahrtsorganisationen: 
• Das Diakonische Werk 

3. Stiftungen: 
• Pfefferwerk Stiftung 

4. ideelle Vereinigungen 
• Zentraleinrichtung Kooperation der TU Berlin 

5. Integrationsunternehmungen benachteiligter Gruppen: 
• Fachberatung für Firmen und Arbeitsprojekte  

6. Freiwilligendienste bzw. –agenturen: 
• Landesarbeitsgemeinschaft der Freiwilligenagenturen Berlin / LAGFA 

7. Alternativ-, Frauen- und Umweltbewegung: 
• netz Berlin-Brandenburg 

8. Selbsthilfebewegung: 
• Dachverband der Kinder- und Schülerläden in Berlin / DAKS 

9. Soziokulturelle Zentren: 
• Verband für sozial-kulturelle Arbeit 

10. Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaften: 
• Berliner Verband der Arbeitsförderungs- und Beschäftigungsgesellschaften / BVAB 

11. Tauschsysteme auf Gegenseitigkeit: 
• Berliner Tauschringe  

12. Nachbarschafts- und Gemeinwesenökonomieinitiativen: 
• Kommunales Forum Wedding  

 
Hier verwendeten wir die Fragebogen-Struktur als Leitfaden und ermittelten bei Gelegenheit der 
Intensivinterviews die erforderlichen statistischen Daten, Sekundärliteratur und auch kritische 
Analysen zur Entwicklung des Sektors. 
 
Die gezielte Bestandsaufnahme und Fragebogen-Erhebung der sozialen Unternehmen selbst 
gestaltete sich weitaus schwieriger. Für Dachorganisationen und Muttergesellschaften, die ihren 
Hauptsitz im Westteil der Stadt haben, durften nur diejenigen Unternehmen erfasst werden, die 
ausschließlich oder überwiegend im Ostteil Berlins tätig sind. Wir stellten den intermediären 
Organisationen die relevanten Postleitzahlen aus Ost-Berlin zur Verfügung, die es uns und ihnen 
ermöglichten, eine regionale Auslese vorzunehmen. Dann nahmen wir eine Zuordnung nach 
Milieus vor, so dass wir regionale und sektorale Aussagen zum Bestand des Sektors machen 
können.  
 
Schließlich hatten wir eine Liste der sozialen Unternehmen erstellt, die allen vier Kriterien der 
Arbeitsdefinition genügten. An diese Unternehmen verschickten wir per e-mail – in Einzelfällen 
auf dem postalischen Weg oder per Fax – die Fragebogen mit dem Hinweis, uns bei 
Unsicherheiten zurückzurufen. Diese wurden mit einer populärwissenschaftlichen Erklärung 
über soziale Unternehmen versehen. Dennoch bekamen wir Rückrufe von Organisationen, die 
erklärten, sie seien keine sozialen Unternehmen. Dies ist nicht verwunderlich, da dieser Begriff 
offiziell noch nicht eingeführt ist. In vielen Fällen führte dann ein Gespräch doch noch zum 
Ausfüllen der Fragebogen. Der Rücklauf von 9,9% ausgefüllten Fragebogen19 ist daher 
verständlich und statistisch gesehen akzeptabel für anonymisierte Fragebogenerhebungen. 
Insbesondere Aussagen zur Finanzierung bzw. Einnahmesituation wurden ungern gemacht. Dies 
hat einen hochpolitischen Hintergrund: Die Kürzung öffentlicher Gelder für Freie Träger hat 

                                                 
19 Von 527 Unternehmen, die wir bis zum Zeitpunkt der Bewertung erfasst hatten, erhielten wir 52 Fragebogen 
ausgefüllt zurück. 
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zwar einerseits zur Folge, dass jene sich immer mehr nach anderen Finanzquellen umsehen 
müssen und dies auch z.T. mit Erfolg realisieren. Andererseits möchten sie gerade gegenüber 
dem Senat keine entsprechenden Aussagen machen, um nicht weitere Argumente für 
Subventionskürzungen beizubringen.  
 
Die Auswertung der Fragebogen erfolgte nach einem einfachen tabellarischen System in Exel-
Tabellen, deren Inhalte den jeweiligen Fragen und Kapiteln entsprachen. Auf dieser Basis 
konnten alle Einzelaussagen in die Bewertung aufgenommen werden. 
 
Mit diesem Bericht sollen dem Senat Unterlagen in die Hand gegeben werden, die ihm einen 
Handlungsrahmen für eine nachhaltige Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik für diesen Sektor 
schaffen. Darüber hinaus planen wir in Abstimmung mit dem Senat eine Veröffentlichung zur 
Thematik mit der Hans-Böckler-Stiftung. 
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4. Übersicht 
 
Die Gliederung unserer Studie entspricht in wesentlichen Teilen dem Aufbau des Fragebogens: 
Sie beginnt mit einem Überblick über den Sektor sozialer Unternehmen in Berlin, über seine 
Struktur und die Branchen, in denen ökonomische Aktivitäten entfaltet werden. In einem 
weiteren Schritt gehen wir auf die Aktivitätsfelder und Geschäftsbereiche ein und beschreiben die 
Kombination aus sozialen und ökonomischen Tätigkeiten, die sich in diesem Wirtschaftssektor 
ergeben. Von besonderem Interesse für uns ist die Einbeziehung von Partnern, Kooperationen 
und Begünstigten (Stakeholder) in diesem Bereich, mithin die Nutzung und Bildung von sozialem 
Kapital, auf dem diese Unternehmen aufbauen. Die Einnahmen und ihre Herkunft 
(Finanzquellen) sind hier, zumal es sich um eine Studie für den Wirtschaftssenat handelt, von 
besonderem Interesse. In diesem Zusammenhang werden auch der Zugang und die 
Inanspruchnahme zu Förderprogrammen - insbes. EFRE -  in Augenschein genommen. Wie 
bereits erwähnt, gilt der Beschäftigungsentwicklung unsere besondere Aufmerksamkeit; die 
freiwilligen MitarbeiterInnen berücksichtigen wir gesondert. Die von den Unternehmen 
beschriebenen Trends und Perspektiven für diesen Wirtschaftssektor bilden neben unseren  
eigenen Erkenntnissen eine Basis für die anschließenden Handlungsempfehlungen. 
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5.  Branchen, Aktivitätsfelder und Geschäftsbereiche 
 
Im Fragebogen haben wir zum Thema „Branche“ auch Geschäftsbereiche und Aktivitäten 
abgefragt. Dies zum einen, weil der Branchenbegriff nicht eindeutig klassifiziert ist und zum 
anderen, weil die sozialen Unternehmen sich selbst nicht immer als Unternehmen verstehen und 
somit ihre Aktivitäten nicht als Geschäftsbereiche bezeichnen, sondern eher als Aktivitätsfelder 
beschreiben. Um dennoch aussagekräftige Ergebnisse zu erzielen, ist diese Einteilung 
vorgenommen worden. Dies hat sich bei der Befragung im nach hinein auch als sinnvoll 
herausgestellt. Die Branche (vgl. Fragebogen Befragung sozialer Unternehmen, S. 1) haben wir 
ohne Vorgabe abgefragt, während Aktivitäten und Geschäftsbereiche im Gegensatz dazu im 
Fragebogen vorgegeben waren (vgl. ebd., S. 3-4).  
 
Die untersuchten sozialen Unternehmen sind in nahezu allen Branchen tätig (Ausnahmen 
hiervon sind z.B.  der pharmakologisch-chemische Komplex und die Schwerindustrie). Sie sind in 
der Baubranche und im Handwerk bis hin zur Produktentwicklung und Forschung vertreten. Es 
ist festzustellen, dass eine Vielzahl von sozialen Unternehmen soziale, kulturelle und/oder 
gesundheitliche Dienstleistungen anbietet und gleichzeitig benachteiligte Personengruppen in das 
Arbeitsleben integriert oder zumindest neben ihren eigentlichen Geschäftsfeldern zielgerichtet 
Aktivitäten zur Integration durchführt. Die Verteilung der befragten Unternehmen in den 
einzelnen Milieus spiegelt nahezu alle Branchen wieder, so dass wir zwar Häufungen in einzelnen 
Branchen feststellen, aber insgesamt eine breite Verteilung auf alle Branchen und Geschäftsfelder 
verzeichnen können. Auffällig ist zudem, dass viele, besonders die erfolgreichen sozialen 
Unternehmen, in mehreren Branchen tätig sind und sich nicht nur auf ein „Spezialgebiet“  bzw. 
auf eine einzige Branche beschränken.  
 
Die Eingliederung von besonders Benachteiligten wird von 37% aller Befragten als 
Geschäftsbereich benannt; 35% geben den Sport- und Freizeitbereich an; 31% die 
Gemeinwesenentwicklung und Kinderbetreuung. 44% der befragten Unternehmen führen 
darüber hinaus Aktivitäten zur Integration von besonders Benachteiligten durch; 33% verfolgen 
gemeinschaftliche Aktivitäten, und 27% haben die Förderung von Beschäftigung und 
Qualifizierung zum Ziel.  
 
Am wenigsten vertreten sind im Panel unserer Befragung Unternehmen aus dem Einzelhandel, 
Verkehr und Transport sowie Unternehmen aus der Tourismusbranche. Bei den genannten 
Aktivitäten ist der Bereich Forschung und Entwicklung mit nur 2%, dem weitaus kleinsten Wert, 
das Schlusslicht. (vgl. Diagr. 4, 5, 6 und 7). Allerdings ist hier festzustellen, dass es auch in diesen 
Branchen in Ost-Berlin soziale Unternehmen gibt, die in der Bestandsliste erfasst sind, jedoch 
keine weiteren Aussagen gemacht haben. Im Bereich Einzelhandel sind das z.B. die sog. Fair-
Trade oder Eine-Welt-Läden, Erzeuger-Verbrauchergemeinschaften, der CAP-Markt etc. 
 
1. Die sozialen Unternehmen der Genossenschaftsbewegung sind überwiegend in der 
Immobilien- und Wohnungswirtschaft, in der Baubranche, aber auch im wohnungsnahen 
Dienstleistungsbereich tätig. Die Geschäftsfelder spiegeln dies auch wieder: Neben 
personenbezogenen bzw. haushaltsnahen Dienstleistungen werden Angebote im Bereich Bauen 
und Wohnen, aber auch Hilfen zur Eingliederung für besonders Benachteiligte angeboten. Die 
haushaltsnahen Dienstleitungen reichen von der Kleinstreparatur bis hin zu Angeboten in der 
Gastronomie, wie das Angebot eines Mittagstischs und Catering-Services. Die Aktivitäten der 
Unternehmen aus der Genossenschaftsbewegung haben ferner eine Häufung bei der Förderung 
der wirtschaftlichen Selbsthilfe ihrer Mitglieder, was zu erwarten war, da dies ein Wesensmerkmal 
der Genossenschaft ist. Unternehmen der Genossenschaftsbewegung führen weitere Aktivitäten 
durch, wie die Finanzierung von gemeinnützigen Aktivitäten, die überwiegend auf das jeweilige 
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Gemeinwesen bezogen sind. So führen zum Beispiel Wohnungsbaugenossenschaften immer 
häufiger Aktivitäten zur Verbesserung der Lebensqualität in ihren Nachbarschaften durch und 
entwickeln weiterreichende Angebote, zum Beispiel um ältere Mieter in ihrem Wohnungsbestand 
zu halten oder aber jüngeren Familien attraktive Angebote zu bieten bzw. um diese als Mitglieder 
zu gewinnen. Ferner verfolgen sie gemeinschaftliche Aktivitäten, das heißt, sie kooperieren mit 
anderen Akteuren und Unternehmen auf der lokalen Ebene in vielfältiger Weise, um darüber 
hinaus alternative, ökologische und frauenbezogene Belange, aber auch Aktivitäten mit 
soziokultureller Ausrichtung durchzuführen.  
 
2. Wohlfahrtsunternehmen sind überwiegend in den Branchen Bildung, soziokulturelle und 
gesundheitliche Dienstleistungen sowie in der Nachbarschaftsarbeit aktiv. Die Geschäftsfelder 
beziehen sich hauptsächlich auf Hilfen und auf die Eingliederung von benachteiligten Personen, 
auf haushaltsnahe und personenbezogene Dienstleistungen sowie auf die Gesundheitsbranche. 
Alle von uns befragten Wohlfahrtsorganisationen gaben an, Aktivitäten zur Integration von 
besonders Benachteiligten anzubieten. Daneben fördern sie die Freiwilligenarbeit, Beschäftigung 
und Qualifizierung und verfolgen gemeinschaftliche Aktivitäten mit ihren Kooperationspartnern. 
Sie decken das gesamte Spektrum der Aktivitäten ab, bis auf den Bereich Forschung und 
Entwicklung, der aber insgesamt unterrepräsentiert ist. Bei den Geschäftsfeldern lassen sich 
einige Branchen identifizieren, wie die Energie- und Wasserwirtschaft, Recycling, Verkehr und 
Transport, die nur schwach in diesem Milieu vertreten sind.  
 
3. Bürgerstiftungen haben sich in Ost-Berlin noch nicht nachhaltig gegründet, wenngleich es 
bereits Gründungsinitiativen gibt. Bürgerstiftungen fördern insbesondere Nachbarschafts- und 
Gemeinweseninitiativen, gemeinschaftliche Aktivitäten sowie die interkulturelle Integration. Die 
befragte Stiftung gab an, hauptsächlich in den Branchen der Kinder-, Jugend und Sozialarbeit, in 
der Gemeinwesenarbeit, im Bereich Kultur und Sport sowie in der Verwaltung und 
Bewirtschaftung von Immobilien tätig zu sein. Hier ist demnach eine Branchenvielfalt 
festzustellen. Die Aktivitäten haben eine soziokulturelle Ausrichtung und tragen zur Integration 
besonders Benachteiligter bei. Im Vordergrund steht grundsätzlich die Finanzierung 
gemeinnütziger Tätigkeiten. Die Geschäftsfelder sind sehr vielfältig. Neben den bereits o.g. 
Branchen gibt es darüber hinaus Angebote aus den Bereichen Medien und 
Kommunikationstechnologie, dem Handwerk und der Denkmalpflege sowie der Gastronomie 
und Hotellerie.  
 
4. Die Unternehmen, die wir den ideellen Vereinigungen zurechnen, sind zu einem großen Teil in 
der Branche Sport und Freizeit tätig. Hier macht der größte Anteil die ökonomischen Aktivitäten 
der Sportvereine aus. Daneben wurden aber auch gesundheitliche und soziale sowie kulturelle 
Dienstleistungen als Branchen genannt. Die Geschäftsbereiche haben eine Häufung 
entsprechend dieser Branchen sowie zusätzlich in der Gemeinwesenentwicklung. Außerdem sind 
die Aktivitäten zur Förderung von freiwilliger Arbeit besonders stark ausgeprägt, die unter 
anderen auch von den Sportvereinen besonders unterstützt werden. Ideelle Vereinigungen gibt es 
darüber hinaus im Umweltschutz, in der Energie- und Wasserwirtschaft und im 
Gesundheitsbereich. Sie verfolgen gemeinschaftliche Aktivitäten, fördern Selbsthilfegruppen und 
Nachbarschafts- bzw. Gemeinwesenarbeit.  
 
5. Die Integrationsbetriebe sind in nahe zu allen Branchen vertreten. Häufungen konnten wir in 
den Branchen Gastronomie, Handwerk, Manufaktur und Kunsthandwerk, aber auch im 
Dienstleistungsbereich wie Büro und EDV, sowie im Landschafts- und Gartenbau, in der 
industriellen Fertigung und Montage sowie in der Kinderbetreuung feststellen. 
Integrationsunternehmen sind auf den ersten Blick nicht von privatwirtschaftlichen 
Unternehmen zu unterscheiden. Alle befragten Unternehmen gaben an, über ihre 
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Geschäftsbereiche hinaus Aktivitäten zur Förderung von Beschäftigung und Qualifizierung sowie 
zur Eingliederung von Benachteiligten beizutragen. Integrationsfirmen haben zudem 
Unternehmen aus der Branche Einzelhandel. Als Beispiel seien hier zum Beispiel 
(Bio)Supermärkte und der CAP-Markt genannt20. 
 
6. Die Freiwilligendienste betreiben zum großen Teil Freiwilligenagenturen und vermitteln 
freiwillige MitarbeiterInnen u.a. an andere soziale Unternehmen in ihrem lokalen Umfeld. Sie 
fördern freiwillige Arbeit und gemeinschaftliche Aktivitäten und betreiben Nachbarschafts- und 
Gemeinwesenarbeit, da hier die Zugänge zu den Freiwilligen vorhanden bzw. zu finden sind. Die 
freiwillige Arbeit findet jedoch überwiegend in der Gemeinwesenentwicklung, der 
Kinderbetreuung und im Sport- und Freizeitbereich statt. Dennoch lässt es sich nicht nur auf 
diese Branchen beschränken, da nahezu alle befragten Unternehmen angaben, freiwillige 
MitarbeiterInnen zu beschäftigen. 
 
7. Die Unternehmen, die aus der Alternativ-, Frauen- und Umweltbewegung hervorgegangen 
sind, sind nach den Ergebnissen unserer Umfrage in Ost-Berlin in den Branchen Medien und 
Informations- und Kommunikationstechnologie, Handwerk, Umweltschutz sowie Forschung 
und Entwicklung tätig. Ferner ist eine weitere Zielstellung die Integration besonders 
Benachteiligter. Sie unterstützen hauptsächlich alternative Belange und führen soziokulturelle 
Aktivitäten durch. Daneben werden personenbezogene sowie gesundheitliche Dienstleistungen 
angeboten und Geschäftsbereiche aus den Bereichen Bauen, Wohnen und Umweltschutz 
entwickelt. Insbesondere Unternehmen, die aus der Frauenbewegung heraus entstanden sind, 
bieten Arbeitsplätze für Frauen in sog. „Männerberufen“, wie im Handwerksbereich, 
Umweltschutz und Bauen an.  
 
8. Die Unternehmen der Selbsthilfebewegung sind in den Branchen Kinderbetreuung, 
Gesundheit, Familienbildung sowie in den Branchen der personenbezogenen und haushaltsnahen 
Dienstleistungen tätig. Die Eltern-Initiativkindertagesstätten (die sogenannten Kinderläden) 
wurden in Ost-Berlin nach der Wende gegründet, meist von Elterninitiativen, die entweder aus 
mangelndem Angebot oder aus pädagogischen Gründen eine bestimmte Betreuung ihrer Kinder 
sichern wollen. Diese Form der sozialen Unternehmen hat in West-Berlin bereits eine längere 
Tradition. Die Förderung von Freiwilligenarbeit, gemeinschaftliche und nachbarschaftliche 
Aktivitäten bilden ebenfalls Schwerpunkte der Unternehmen der Selbsthilfebewegung. 
 
9. Soziokulturelle Zentren sind überwiegend in den Branchen Gemeinwesenarbeit, Medien und 
IKT, Gastronomie (wie zum Beispiel ein Cafébetrieb), Kultur und personennahe 
Dienstleistungen tätig. Von den soziokulturellen Zentren, Nachbarschaftshäusern und 
Treffpunkten gehen vielfältige ökonomische Tätigkeiten aus, die sich zunehmend auf alle 
Branchen erstrecken. Hier werden die Bedarfslagen ermittelt, die dann gemeinschaftlich 
entwickelt und ökonomisch umgesetzt werden. Die Freiwilligenagenturen haben oftmals ihren 
Standort in soziokulturellen Zentren und fördern dort auf der lokalen Ebene Qualifizierung und 
Beschäftigung. 
 
10. Die Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaften (BQGs / ABS) sind überwiegend in 
den Branchen Handwerk, Verbesserung des öffentlichen Raums, Kinderbetreuung und 
haushaltsnahe Dienstleistungen tätig. Sie fördern Qualifizierung und Beschäftigung durch die 
Integration von Benachteiligten, indem sie nützliche und soziale Dienstleistungen anbieten. Als 
Dienstleister der Arbeitsagenturen und Jobcenter müssen insbesondere sie ihre Geschäftsfelder 

                                                 
20 Wir klammern hier die Food Coops aus, weil es sich hier i.d.R. um informelle Unternehmen handelt, die im 
Allgemeinen nicht der Sozialen Ökonomie zugerechnet werden. 



 

 
17

an der Positivliste und dem Zusätzlichkeitskriterium ausrichten, was sich restriktiv auf ihre 
Angebotspalette auswirkt. 
 
11. Die Tauschsysteme sind in den Branchen personenbezogene und haushaltsnahe 
Dienstleistungen, Kinderbetreuung sowie in der Gesundheitsbranche aktiv. Sie führen 
insbesondere Aktivitäten der Nachbarschafts- und Gemeinwesenarbeit durch und betreiben 
nicht-monetären Tausch von Dienstleistungen und Produkten auf Gegenseitigkeit in den 
Quartieren, Stadtteilen und Bezirken. Sie tragen zur Integration Benachteiligter bei, da alle 
Aktivitäten und Leistungen auch ohne Geld für alle zugänglich sind. Sie sind aus dem 
Selbsthilfegedanken heraus entstanden, sich und andere mit Gütern und Dienstleistungen zu 
versorgen, die sonst nicht oder nur schwer zugänglich sind. Darüber hinaus dienen sie der 
Verbesserung der nachbarschaftlichen und kommunikativen Beziehungen im Stadtteil.  
 
12. Unternehmen der Nachbarschafts- und Gemeinwesenökonomie sind überwiegend in den 
Branchen Gastronomie bzw. Tourismus, personenbezogene und haushaltsnahe sowie 
zunehmend im Bereich gesundheitlicher Dienstleistungen tätig. Daneben werden aber auch 
soziokulturelle und gemeinwesenbezogene Dienste angeboten, wie Verbesserungen im 
öffentlichen Raum und von Grünanlagen.  
 
Soziale Unternehmen bieten Produkte und Dienstleistungen in fast allen Bereichen an. Dabei 
decken sie vor allem lokale Bedarfe ab. Neu entstehende Bedürfnisse sowie Angebote, die vom 
privaten, aber auch öffentlichem Sektor nicht (mehr) in erforderlichem Umfang bereitgestellt 
werden, bilden die neuen Marktsegmente, in denen sie expandieren können. Insofern leisten sie 
einen Beitrag zur Lokalen Ökonomie: Zum einen, indem durch nachfrageorientierte 
Unternehmenspolitik neue Märkte erschlossen werden, zum anderen, indem sie hierdurch neue 
Nachfrage – übrigens auch in der Privatwirtschaft – generieren.21  

                                                 
21 Verschiedene soziale Unternehmen haben bereits eine Kosten-Nutzen-Bilanz erstellt, die (ohne 
Berücksichtigung der Multiplikatorwirkungen) darstellt, wie Fiskus bzw. Quasi-Fiskus über Steuer- und 
Versicherungsleistungen und die Privatwirtschaft (vor allem als Vorlieferer, aber auch als Abnehmer) von den 
ökonomischen Aktivitäten dieser Unternehmen profitieren. 
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6.  Stakeholder (Partner, Kooperationen, Begünstigte) 
 
Bei der Auswertung zu dieser Thematik beziehen wir uns auf folgende Punkte und 
Fragestellungen des Fragebogens: 

– Punkt 2 (Organisationscharakteristik): „Wer sind die Mitglieder(gruppen) bzw. (Anteils-) 
Eigner Ihrer Organisation?“ mit den möglichen Nennungen 

• Einzelpersonen, 
• Verbände / Vereine und 
• Unternehmen  
sowie  

– Punkt 5 (Partner, Kooperationen / Begünstigte): „Welche Personengruppen / 
Organisationen innerhalb und außerhalb Ihrer Unternehmung profitieren in besonderer 
Weise von Ihrer Arbeit“, die mit der Frage nach Nennungen zu den folgenden Personen- 
bzw. Organisationsgruppen untersetzt wurde: 

• „Geschäftspartner“ 
• „Kooperationen / Vernetzungen“ 
• „Begünstigte Personengruppen“ 
• „Begünstigte Organisationen“. 

 
Generell bestätigt die von uns durchgeführte Befragung die Annahme, dass das Beziehungs-
spektrum sozialer Unternehmen besonders breit gefächert ist. D.h. die Stakeholder22 sozialer 
Unternehmen und Projekte sind in ihrer Auffächerung multidimensional und reduzieren sich 
keineswegs auf die Hauptstakeholdergruppen Geschäftspartner, Kunden, Banken und 
Beschäftigte. Soziale Unternehmen haben insbesondere einen starken lokalen Bezug, was sich u.a. 
darin äußert, dass ihre Geschäftspartner vielfach die kommunale bzw. öffentliche Hand ist und 
ihre Kunden sich aus den BewohnerInnen und /oder Zielgruppen rekrutieren. Häufig vertretene 
Stakeholdergruppen derjenigen sozialen Unternehmen, die sich an unserer Befragung beteiligt 
haben, sind auch Mitglieder (z.B. bei Vereinen und Verbänden in allen Milieus), freiwillige 
MitarbeiterInnen und Sponsoren.  

Bei den Stakeholderbeziehungen ist das Spektrum nichtinstitutionaliserter und institutionalisierter 
Kooperationen und Vernetzungen besonders groß und vielfältig. Bei den internen 
institutionalisierten Beziehungen (Mitglieder/Anteilseigner) überwiegen bei den Nennungen die 
Verbände und Vereine (62%) gegenüber den Einzelpersonen (44%) und Unternehmen (21%) – 
siehe auch Diagramm 1: „Mitglieder(gruppen) bzw. (Anteils)Eigner“ im Anhang. 

Entsprechend den sozialen Ziel- und Zwecksetzungen haben alle befragten sozialen 
Unternehmen und Projekte mindestens eine begünstigte Personengruppe und / oder 
Organisation, die mit den jeweiligen sozialen Zielgruppen, auf welche die Aktivitäten des sozialen 
Unternehmens / Projekts gerichtet sind, identisch ist. 

Milieuspezifische Besonderheiten lassen sich bei den Stakeholdergruppen der Geschäftspartner, 
Kooperationen / Vernetzungen, begünstigten Personengruppen und bei den begünstigten 
Organisationen nicht feststellen.  

Mehrfachnennungen kommen bei fast allen Angaben vor. 

                                                 
22 Stakeholder sind Personen oder Personengruppen, Organisationen bzw. Institutionen, die an den Aktivitäten 
eines Unternehmens / einer Organisation / eines Projektes beteiligt oder von diesen direkt oder indirekt betroffen 
sind. 
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Die Häufigkeitsverteilungen bei den Stakeholdergruppen sind den untenstehenden Tabellen zu 
entnehmen. 

Zur Stakeholdergruppe der Geschäftspartner haben 76% Angaben gemacht.23 Dabei ist die 
Struktur der Geschäftspartner unabhängig vom Milieu sehr vielfältig. Es ist zu vermuten, dass 
nur die für die Umsetzung der Geschäftsfelder wichtigsten Geschäftspartner benannt wurden, 
während z.B. Banken, die für viele Unternehmen mit Sicherheit ein (allgemeiner) 
Geschäftspartner sind, nur in wenigen Fragebögen Erwähnung fand. 

 

Struktur der Geschäftspartner Nennungen 

Mitglieder 22,5% 

Kommunale öffentliche Verwaltung 65% 

Öffentliche Verwaltung (Bund, EU) 7,5% 

Soziale Unternehmen / Organisationen 50% 

Privatwirtschaft  32,5% 

Arbeitsagentur / Jobcenter / ARGEN 17, 5% 

Banken 7,5% 

Stiftungen 12,5% 

Wohnungsunternehmen 7,5% 

Schulen / Kitas 17,5% 

Zielgruppen / BewohnerInnen 17,5% 

Kooperationen und Vernetzungen gaben ca. 85% derjenigen an, die den Fragebogen ausgefüllt 
haben. Die Zahl der Mehrfachnennungen ist auch hier deutlich ausgeprägt. Die enge 
Kooperation mit anderen sozialen Unternehmen / Organisationen und mit der öffentlichen 
Hand ist für die meisten sozialen Unternehmen lebensnotwendig. Dabei geht es nicht 
hauptsächlich um Lobbyarbeit im herkömmlichen Sinne oder um eine Zusammenarbeit, die ein 
Herankommen an Fördermittel“töpfe“ und Aufträge gewährleistet. Vielmehr geht es darum, dass 
eine qualitativ gute bzw. sehr gute Arbeit z.B. mit einem bestimmten Klientel grundsätzlich 
inhaltlich und themenorientiert nur in Kooperation und vernetzt mit vielen anderen zu 
bewerkstelligen ist.  

Informelle Vernetzungen sind einerseits oft themen-, sach-, und /oder zielgruppenorientiert, 
andererseits sind sie in dieser Hinsicht auch lokal fokussiert. 

Der hohe Anteil von formellen Kooperationen mit Verbänden und Vereinen ergibt sich 
einerseits aus der Tatsache, dass sehr viele soziale Unternehmen Mitglied in einem Dachverband 
sind. Andererseits gibt es auch soziale Unternehmen, wie z.B. die Tauschringe, welche nicht 
formal institutionalisiert, sondern relativ autark sind und oft nur, was die Nutzung von 
Räumlichkeiten betrifft, an eine Organisation („Träger“) angebunden sind. Sie arbeiten aber 
informell, lokal und überregional vernetzt zusammen. 
                                                 
23 Aus Gesprächen mit einigen sozialen Unternehmen ging hervor, dass es Ressentiments gegenüber der Frage der 
Benennung der Geschäftspartner gab und einige deshalb diese Frage nicht beantwortet haben. 
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Auffällig ist, dass der Anteil derer, die angaben, auch mit der Privatwirtschaft zu kooperieren, mit 
6,8% relativ gering ist. 

Struktur der Kooperationen und Vernetzungen Nennungen 

Informelle Kooperationen und Vernetzungen 61,3% 

Kooperationen / Mitgliedschaften in / mit Verbänden, Vereinen u.a. 
Organisationen 

68,2% 

Kooperationen / Vernetzungen mit kommunalen Verwaltungseinrichtungen 13,6% 

Kooperationen / Vernetzungen mit anderen öffentlichen Einrichtungen 47,7% 

Kooperationen / Vernetzungen mit der Privatwirtschaft 6,8% 

Zur Stakeholdergruppe der begünstigten Personen haben 84,6% der Befragten Angaben 
gemacht, Mehrfachnennungen konnten bei 66% der Angaben festgestellt werden. Die Trennung 
zwischen „Personen bestimmter Zielgruppen“ und „Benachteiligte Personen“ ist sehr formal, 
vielfach überschneiden sich die Angaben. Als „benachteiligte Personen“ haben wir sowohl sozial 
Benachteiligte als auch in der Person begründete Benachteiligungen identifiziert. Die Angaben 
bei beiden Gruppen benachteiligter Personen umfasst folgendes Spektrum: Arbeits- und 
Langzeitarbeitslose, Überschuldete, Menschen in Wohnungsnotsituationen oder Wohnungslose, 
sozial Benachteiligte aufgrund fehlender Ausbildung, Kinder und Jugendliche aus sozial 
benachteiligten Familien, Menschen mit körperlichen, geistigen und / oder psychischen 
Behinderungen, chronisch Kranke, Hilfe- und Pflegebedürftige. 

Die Angaben zu Personen bzw. Personengruppen, die eine bestimmte Zielgruppe umfassen, auf 
die die Aktivitäten eines sozialen Unternehmens gerichtet sind, umfassen folgendes Spektrum: 
Frauen, Singles, alleinerziehende Mütter und Väter, Alte, Kinder und / oder Vorschulkinder und 
Jugendliche, Schüler, generell oder in bestimmten Schulformen, MigrantInnen und 
SpätaussiedlerInnen, Menschen in Wohngemeinschaften, BewohnerInnen in einem Kiez / 
Ortsteil oder Bezirk. 

Struktur der begünstigten Personen Nennungen 

Personen bestimmter Zielgruppen 63,4% 

Benachteiligte Personen 50% 

Mitglieder 6,8% 

Freiberufler 4,6% 

Andere Personen / Projekte / Netze 13,6% 

Zur Stakeholdergruppe der begünstigten Organisationen haben 52% derjenigen, die den 
Fragebogen ausgefüllt haben, Angaben gemacht. Dabei waren Mehrfachnennungen eher selten. 
Allerdings wurden zumeist nicht Einzelorganisationen mit Namen, sondern eine Gruppe von 
Organisationen genannt, z.B. Kitas und Schulen. Im Vergleich mit der Frage nach den 
begünstigten Personen haben nur etwa die Hälfte angegeben, dass sie Organisationen 
begünstigen; mehrheitlich liegt also der Fokus bei den begünstigten Personen oder 
Personengruppen, weil diese unmittelbar als Zielgruppen von den Vorteilen der Aktivitäten 
sozialer Unternehmen profitieren.  
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Schulen und Kitas gehören neben anderen sozialen Organisationen zu den am häufigsten 
begünstigten Organisationen. Diese werden in der Befragung hauptsächlich von sozialen 
Unternehmen aus den Milieus der Wohlfahrtsorganisationen, ideellen Vereinigungen und 
Integrationsunternehmen begünstigt. 

Begünstigte Organisationen Nennungen 

Schulen 44,4% 

Soziale Organisationen 37,0% 

Kitas 25,9% 

Weitere öffentliche Einrichtungen 22,2% 

Mitgliedsorganisationen 14,8% 

Integrationsunternehmen 11,1% 

Senioren- /  Pflegeeinrichtungen 11,1% 

Andere spezielle Organisationen 18,5% 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Analyse der Antwort-Angaben zu den Fragen 
der vier Stakeholdergruppen folgende Spezifik der Beziehungs- und Arbeitszusammenhänge 
sozialer Unternehmen bestätigt. 

• Die Geschäftspartner sozialer Unternehmen rekrutieren sich aus allen drei 
Wirtschaftssektoren – dem öffentlichen, dem privatwirtschaftlichen und dem Sektor der 
sozialen Ökonomie: 75% der (Mehrfach-)Antworten zu den Geschäftspartnern 
beinhalteten solche aus dem öffentlichen Sektor, 46% der Angaben bezogen sich auf 
Unternehmen aus der Privatwirtschaft, und 56% haben Organisationen und 
Unternehmen der sozialen Ökonomie benannt. Bemerkenswert ist auch, dass 17,5% ihre 
Kunden in Form von Zielgruppen bzw. BewohnerInnen als Geschäftspartner angaben.  

• Bei den formellen Kooperationen / Vernetzungen und Mitgliedschaften überwiegen 
diejenigen im Rahmen des eigenen, Dritten Sektors (61%) und die mit dem Zweiten 
(öffentlichen) Sektor (68%) gegenüber denjenigen mit dem Ersten 
(privatwirtschaftlichen) Sektor. 

• Wie nicht anders zu erwarten, überwiegen bei den begünstigten Personen(gruppen) 
diejenigen Zielgruppen, mit denen bzw. für welche die Unternehmen der sozialen 
Ökonomie tätig werden: Sozial benachteiligte Personengruppen bzw. Menschen in 
benachteiligten Quartieren; bei den begünstigten Organisationen überwiegen solche aus 
dem Dritten Sektor. 
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7.  Einnahmen und Finanzquellen  

 
Zum Thema Finanzierung haben wir die Sozialen Unternehmen dahingehend befragt, welche 
Förderprogramme sie hauptsächlich nutzen und aus welchen Quellen sie ihre Einnahmen 
speisen. Bezogen auf die Nutzung von Förderprogrammen (vgl. Fragebogen Befragung sozialer 
Unternehmen, S. 6) haben wir unterschieden nach dem Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung (EFRE), dem Europäischen Sozialfonds (ESF) und anderen europäischen 
Förderprogrammen sowie nach Bundes- und Landesprogrammen. Dabei kam es uns darauf an, 
eine Aussage hinsichtlich der Zugänglichkeit zu beiden Strukturfonds – insbes. zum EFRE - 
sowie zu sonstigen EU-Programmen machen zu können sowie die Zugänge zu nationalen 
Förderprogrammen zu beleuchten. Ferner sollten die Unternehmen die konkreten 
Förderprogramme angeben. Soziale Unternehmen tragen zur Stärkung des wirtschaftlichen und 
sozialen Zusammenhalts und zur Verbesserung von Beschäftigungs- und Arbeitsmöglichkeiten 
bei,  weshalb davon auszugehen ist, dass beide Strukturfonds für soziale Unternehmen relevant 
sind.  
 
Um Aussagen zur Struktur der Einnahmen der sozialen Unternehmen machen zu können, haben 
wir nach Einnahmen aus öffentlichen Mitteln gefragt, aufgeschlüsselt (jeweils in %) nach 
Zuschüssen, Zuwendungen, Leistungsverträgen und „Sonstigen“ sowie nach der Herkunft der 
privaten Einnahmen, aufgeschlüsselt nach Beiträgen, Verkaufserlösen, Spenden und Sponsoring 
sowie sonstigen privaten Einnahmen (vgl. Fragebogen, S. 6). Hier ist für die Untersuchung 
insbesondere das Verhältnis der öffentlichen zu den privaten Einnahmen interessant. Dabei 
haben wir festgestellt, dass gerade diese Fragen mit großem Misstrauen betrachtet werden, da 
viele der Unternehmen hinsichtlich weiterer Einbußen bei den Einnahmen aus öffentlichen 
Mitteln Befürchtungen haben. Auf unsere Nachfrage bei einigen Unternehmen, weshalb sie diese 
finanziellen Fragen nicht beantworten wollen, hörten wir oft die Antwort gerade von denjenigen, 
die hohe Eigeneinnahmen erwirtschaften, dass diese Information die öffentlichen Verwaltungen 
dazu veranlassen könnte, weiterhin öffentliche Mittelkürzungen vorzunehmen. 
 
Grundsätzlich lässt sich feststellen, dass nicht alle Unternehmen den Förderprogrammen die 
jeweiligen Strukturfonds bzw. der EU-, Bundes- oder Landesebene zuordnen konnten. Die 
sozialen Unternehmen nutzen beide Strukturfonds, jedoch überwiegend den Europäischen 
Sozialfonds. Nur 5,7% der befragten Unternehmen nutzen den EFRE, während 36,1% angaben, 
den ESF zu nutzen. Sonstige EU-Programme werden nur von 7,6% genutzt. Bundes- und 
Landesprogramme werden dagegen von 36,1% bzw. 34,2% genutzt (vgl. Diagr. 9). Bezogen auf 
die jeweiligen Programme und Projekte lassen sich noch weitere milieuspezifische Aussagen 
machen. Die Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaften, die Integrationsunternehmen 
sowie die Unternehmen der Wohlfahrtsorganisationen nutzen hauptsächlich den ESF wie zum 
Beispiel das Equal-Programm sowie Bundes- und Landesprogramme insbesondere in Bezug auf 
arbeitsmarkpolitische Programme, in die gleichermaßen EU-Mittel als auch Bundes- bzw. 
Landesmittel fließen. Die Unternehmen der Selbsthilfebewegung, der Nachbarschafts- und 
Gemeinwesenökonomie sowie der Alternativ-, Frauen und Umweltbewegung gaben an, 
insbesondere die Programme Lokales Soziales Kapital (LSK) und Lokales Kapital für Soziale 
Zwecke (LOS) zu nutzen. Die Tauschringe und die Freiwilligenagenturen nutzen nahezu keine 
Förderprogramme, vereinzelt allenfalls das LSK-Programm. Ansonsten greifen sie in einigen 
Fällen auf Stiftungsmittel zurück. 
 
Die Unternehmen waren angehalten, weitere EU-Förderprogramme zu benennen, die sie neben 
den Strukturfonds nutzen; diese sind zum Beispiel Leonardo da Vinci, Sokrates und Grundtvig 
sowie das Forschungsrahmenprogramm der Europäischen Kommission. Ferner werden Lotto-
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Mittel, öffentliche Stiftungen sowie zahlreiche Bundesprogramme wie z.B. die 
Landessportförderung, das Entimon-Programm und Soziale-Stadt-Mittel genutzt. Ein einziges 
soziales Unternehmen gab an, Förderprogramme des AIF24 in Verbindung mit dem 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie zu nutzen, die u.a. kleine und 
mittelständische Unternehmen fördern. Die „größeren“ sozialen Unternehmen mit zahlreichen 
Geschäftsfeldern und MitarbeiterInnen nutzen fast alle Förderprogramme in den jeweiligen 
Branchen, während die kleinen Unternehmen Schwierigkeiten haben, sich diese Zugänge zu 
verschaffen. Dies liegt unter anderem daran, dass in den kleineren Unternehmen generell zu 
wenig Ressourcen für Entwicklungsarbeit und Projektakquisition vorhanden sind.  
 
Die Einnahmen der sozialen Unternehmen setzen sich aus einem Finanzierungsmix aus 
öffentlichen und privaten Einnahmen sowie freiwilliger unbezahlter Arbeit zusammen, wobei im 
Folgenden nur die öffentlichen und privaten Einnahmen beleuchtet werden. Im Fragebogen 
haben wir zudem nach den jeweiligen Quellen gefragt. Wir haben außerdem Aufträge der 
öffentlichen Hand, für die Leistungsverträge abgeschlossen werden, unter der Rubrik „öffentliche 
Mittel“ gefasst. Soziale Unternehmen erbringen, da sie soziale und gemeinwesenbezogene Ziele 
verfolgen, oftmals Leistungen, die im öffentlichen Interesse liegen und die der Staat teilweise in 
der Vergangenheit selbst erbracht hat. Insofern ist es leicht nachzuvollziehen, dass häufig die 
öffentliche Hand ihr Auftraggeber ist.  
 
Die sozialen Unternehmen der Genossenschaftsbewegung erhalten nur einen ganz geringen 
Anteil ihrer Einnahmen aus öffentlichen Mitteln. Sie finanzieren sich zum Großteil  aus den 
Beiträgen ihrer Mitglieder. Lediglich für Investitionen erhalten sie öffentliche Mittel. Im 
Verhältnis der befragten Unternehmen machen die öffentlichen Mittel insgesamt nur 5% aus. Im 
Gegensatz dazu gaben die befragten Unternehmen der Wohlfahrtsorganisationen an, über 90% 
ihrer Einnahmen aus öffentlichen Mitteln zu generieren. Ein großer Anteil der öffentlichen 
Mittel, nämlich ca. 74%, werden jedoch über Leistungsverträge mit der öffentlichen Hand 
eingenommen und nur 26% aus Zuschüssen und Zuwendungen.  
 
Die befragte Stiftung speist ihre finanziellen Einnahmen aus öffentlichen wie auch aus privaten 
Mitteln. Der größte Anteil der verwendeten öffentlichen Mittel wird über Leistungsverträge 
eingenommen, die mit der öffentlichen Hand abgeschlossen werden. Nur 15% der Einnahmen 
werden über Zuwendungen oder aus Zuschüssen generiert. Über 20% der Einnahmen werden  
dazu aus privaten Mitteln erwirtschaftet.  
 
Bei den ideellen Vereinigungen konnten wir ein Verhältnis von ca. 37% Einnahmen aus 
öffentlichen Mitteln und 63% Einnahmen aus privaten Mitteln feststellen. Hier sind zum großen 
Teil die Sportvereine und Fördervereine ausschlaggebend, die sich überwiegend durch Beiträge 
und Spenden finanzieren. Auch hier fließt der Anteil der öffentlichen Mittel zum großen Teil 
über Leistungsverträge in die Unternehmen. Bei den Integrationsunternehmen ist die 
Einnahmenstruktur innerhalb der Befragten des Milieus sehr unterschiedlich. Das heißt, wir 
haben Unternehmen, die zu einem großen Teil private Einnahmen erwirtschaften (bis über 50%) 
und die über Leistungsverträge ihre Einnahmen aus öffentlichen Mitteln bestreiten. Wir haben 
aber auch Unternehmen aus diesem Milieu, die bis zu 90% ihrer Einnahmen aus Zuschüssen und 
Zuwendungen der öffentlichen Hand erwirtschaften. So entsteht über das ganze 
Unternehmensmilieu gesehen ein durchschnittlicher Wert (arithmetisches Mittel) von 81,5% 
öffentlichen Einnahmen zu 18,5% private Einnahmen, der jedoch nur begrenzt aussagekräftig ist, 
da hier nicht nach der Größe der Unternehmen bzw. Beschäftigungsrelevanz gewichtet wurde. 
Die Freiwilligenagenturen und Tauschringe erhalten nur geringe Einnahmen aus öffentlichen 

                                                 
24 Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen 
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Mitteln. Meist werden sie als Anschubfinanzierung über Zuwendungen, Zuschüsse oder über 
Leistungsverträge eingenommen. Die Tauschringe erwirtschaften ihre monetären Einnahmen 
über Beiträge; ihre Haupteinnahmequelle ist jedoch der nicht-monetäre Tausch von 
Arbeitsleistungen. Die befragten Unternehmen der Alternativ-, Frauen- und Umweltbewegung 
gaben an, durchschnittlich 85,6% ihrer Einnahmen aus öffentlichen Mitteln zu bestreiten, 
teilweise mit sehr hohem Anteil an Leistungsverträgen, aber auch an Zuwendungen und 14,4% 
aus privaten Einnahmen. Bei den Unternehmen aus der Selbsthilfebewegung haben einen großen 
Anteil die sogenannten Elterninitiativkindertagesstätten (EiKitas), die je nach der 
Einkommensstruktur der Eltern 15-20% aus privaten Einnahmen erwirtschaften und den Rest 
über Leistungsverträge mit der öffentlichen Hand einnehmen. Insgesamt ergibt sich in diesem 
Milieu ein durchschnittliches Verhältnis von 91,5% öffentliche Mittel und 8,5% private 
Einnahmen. Bei den soziokulturellen Zentren sind ebenfalls sehr unterschiedliche Aussagen der 
Einkommensquellen zu verzeichnen. Es gibt soziokulturelle Zentren, die zu einem großen Teil 
private Einnahmen erwirtschaften, bis zu 40% und andere, die deutlich unter diesem Wert liegen. 
Hier ergibt sich ein durchschnittlicher Wert von 80% zu 20%. Dennoch ist zu berücksichtigen, 
dass der Anteil der Leistungsverträge in diesem Milieu sehr hoch ist. Bei den Beschäftigungs- und 
Qualifizierungsgesellschaften ergibt sich ein relativ einheitliches Bild. Sie generieren ihre 
Einnahmen überwiegend aus öffentlichen Mitteln - durchschnittlich 99,5% - über Zuschüsse und 
Zuwendungen. Dennoch werden auch in diesen Unternehmen, wenn auch nur zu einem kleinen 
Anteil, bereits private Einnahmen erwirtschaft. Abschließend sind die Unternehmen aus der 
Nachbarschafts- und Gemeinwesenökonomie zu nennen, die sich durchschnittlich zu 50% aus 
privaten und zu 50% aus öffentlichen Mitteln finanzieren.  
 
Betrachten wir alle Milieus gemeinsam, kommen wir auf ein Verhältnis von 67,5% an Einnahmen 
aus Mitteln der öffentlichen Hand (davon ein beträchtlicher Anteil Leistungsverträge, also keine 
Subventionen) und einem Anteil von 32,5% privater Einnahmen, die von den von uns befragten 
Unternehmen erwirtschaftet werden – ein Befund, der die Behauptung, soziale Unternehmen 
seien lediglich Transferempfänger, widerlegt.  
 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass die an der Befragung teilnehmenden Unternehmen speziell 
diese Frage nur zögerlich und mit Skepsis beantwortet haben.  
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8.  Zugang zu und Inanspruchnahme von EFRE-Fördermitteln 
 
In diesem Kapitel gehen wir schwerpunktmäßig auf die Verwendung von Strukturfondsmitteln, 
insbes. von EFRE-Mitteln, durch soziale Unternehmen ein. Vorweg stellen wir die 
Förderstruktur und ihre Auswirkungen vor, die sich ab dem Jahr 2007 mit der neuen 
Förderperiode noch einmal stark verändern wird. Wir stellen zunächst die Förderpolitik der 
vergangenen Förderperiode dar, um dann die Einschätzungen unserer befragten Unternehmen  
hierzu darzustellen. Darauf folgt eine Darstellung der Veränderungen in der Förderperiode 2007-
2013, die wir aus unserer Sicht kommentieren. Die Implikationen für soziale Unternehmen 
werden im Schlussteil dieses Kapitels erläutert. 
 
Der ehemalige Ostteil der Stadt erhielt in der Förderperiode 2000-2006 eine 
Übergangsunterstützung aus der Ziel-1-Förderung. Wesentliche Teile der westlichen Bezirke 
fielen unter das Ziel 2, der Rest West-Berlins erhielt aus dem Ziel 2 eine Übergangsunterstützung. 
Darüber hinaus wurden (im Rahmen von Ziel 3) Mittel aus dem ESF zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit im Westteil der Stadt eingesetzt. Um das Zusammenwachsen der ehemaligen 
Stadthälften zu unterstützen, wurde eine einheitliche Förderstrategie für den Einsatz der 
Strukturfonds im Rahmen aller drei Ziele entwickelt. 
 
In der Förderperiode 2000-2006 erhielt Berlin rund 1,3 Milliarden EUR aus den Strukturfonds, 
davon 765,9 Mio EUR aus dem EFRE-Fonds.  
 
Die von uns befragten sozialen Unternehmen gaben jedoch in den wenigsten Fällen eine 
Kofinanzierung durch EFRE-Mittel an. Dies dürfte ein realistischer Reflex der Situation sein. 
Dass soziale Unternehmen in den Genuss von EFRE-Finanzierung kommen, ist also die 
Ausnahme. Aus unserem Sample bezogen nur 5,3% der Unternehmen EFRE-Mittel (im 
Gegensatz zu 36,1% ESF-Mitteln). 
Im Rahmen unserer Befragungen kommentierten Firmen, die erfolglos EFRE-Anträge gestellt 
hatten, die Förderpolitik des Senats: Die Förderung von Projektanträgen wie auch die 
Kooperation mit EU-Projekten in Berlin wird als bürokratisch eingeschätzt. Die Ablehnung 
z.B. von Anträgen, die nicht in die vom Senat definierte Clusterlandschaft passen, würde 
innovative Implementationen verhindern, die neue, zusätzliche Arbeitsplätze mit sich bringen 
könnten. 
 
Kritisiert wird aus Sicht der sozialen Unternehmen, dass ihnen zwar öffentlich Innovations-
potenzial bescheinigt wird, die über Produktentwicklung und Vermarktung hinaus geht; die 
Beschränkung der Senatsverwaltung durch Benennung auch gut etablierter Einrichtungen als 
„Projekte“  und eine fallweise Limitierung auf bestehende Cluster-Definitionen schränke die 
Antragsmöglichkeiten erheblich ein. 
 
Wie verändern sich die Programme in der neuen Förderperiode, und was hat das für 
Auswirkungen auf  - bzw. welche Potenziale bergen sie für - den Sektor der Sozial Solidarischen 
Ökonomie?  
 
Für die Förderperiode 2007-2013, in der Berlin ca. 1,2 Mrd. EUR einsetzen kann, hat der Senat 
am 12. September 2006 eine "Berliner Gesamtstrategie für mehr Wachstum und Beschäftigung" 
verabschiedet. Die Strukturfonds-Fördermittel werden in gleicher Höhe mit nationalen Mitteln 
gegenfinanziert. Die Operationellen Programme wurden „in einem partnerschaftlichen Dialog 
mit den Berliner Wirtschafts- und Sozialpartnern erarbeitet“ (Die Guten Nachrichten – Nr. 102, 
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S. 6)25. Die Förderung soll demnach in den drei zentralen Handlungsfeldern (Wirtschaft, Wissen, 
Umwelt und nachhaltige Stadtentwicklung) erfolgen mit den folgenden jeweiligen Zielsetzungen: 
 
• Handlungsfeld Wirtschaft (293 Mio. EUR): 
Stärkung der Innovations- sowie Anpassungsfähigkeit und Produktivität; Schaffung von 
Beschäftigung durch Anreize für Investitionen und zur Existenzgründung und 
Außenwirtschaftsaktivitäten sowie Anpassungsqualifikationen  
 
• Handlungsfeld Wissen (284,5 Mio. EUR): 
Förderung von Forschung und Entwicklung neuer Produkte und Dienstleistungen und 
Verbesserung der Qualifikation durch lebenslanges Lernen und durch die Stimulierung und 
Unterstützung der wirtschaftlichen Verwertung von Forschung und Entwicklung. 
 
• Handlungsfeld Umwelt und nachhaltige Stadtentwicklung (262,7 Mio. EUR) 
Verbesserung städtischer Problemlagen durch Maßnahmen der integrativen, nachhaltigen 
Stadtentwicklung und sozialen Stabilisierung.  
 
In allen Handlungsfeldern sollen die Querschnittsthemen Nachhaltigkeit, Chancengleichheit von 
Frauen und Männern, Integration von Menschen mit Migrationshintergrund berücksichtigt 
werden. 
 
Hierzu stellen wir fest, dass die sozialen Unternehmen Ost-Berlins nicht nur in allen Clustern 
aktiv sind, sondern dass sie ganzheitlich sowohl in den Handlungsfeldern als auch zu den 
Querschnittsthemen gleichzeitig mehrere Schwerpunkte abdecken und daher in besonderer 
Weise für die Nutzung des EFRE-Fonds geeignet sind. Während kaum ein Unternehmen des 
privaten Wirtschaftssektors gleichzeitig Ziele wie Nachhaltigkeit, Integration und 
Chancengleichheit in die Unternehmensstrategie aufnimmt,  ist dies gerade ein Kennzeichen der 
Sozialen Ökonomie, diese Ziele holistisch zu verwirklichen. Im Bereich lebenslangen Lernens, 
aber auch zunehmend im Wissensaneignungs- und Forschungsbereich weitet sich der soziale 
Unternehmenssektor aus. Ganz unstrittig ist inzwischen der Beitrag sozialer Unternehmen zur 
sozialen Stadtentwicklung Berlins. Damit werden zunehmend Bedingungen geschaffen, zur 
Steigerung der Beschäftigung in der Stadt kosteneffektive Investitionen zu tätigen, die nicht nur 
die Produktivität steigern helfen, sondern insbesondere zur Senkung sozialer Kosten in der Stadt 
beitragen. 
 
Die Umsetzung der Strategie wird in den Wirtschafts-Clustern Gesundheitswirtschaft, 
Kommunikation und Mobilität sowie im Wachstumsfeld Kultur und Tourismus erfolgen. In 
diesen Bereichen gibt es eine relativ hohe Anzahl von sozialen Unternehmen. Diese 
Schwerpunktsetzung auf Branchen, die in der derzeitigen Konjunkturlage als 
Wachstumsbranchen eingeschätzt werden, mag auf den ersten Blick plausibel wirken. Nimmt 
man allerdings den Sektor sozialer Unternehmen, die in allen Branchen wachsen, sollte man hier 
keine ausschließlich branchenbezogenen Schwerpunktsetzungen vornehmen. Im Gegenteil sind 
gerade diejenigen Unternehmen der Sozialen Ökonomie erfolgreich, die ihre Dienste und 
Produkte quer über alle Produkt- und Dienstleistungsbranchen anbieten26. Vielmehr ist es ja 
gerade die Kombination  verschiedener Zielsetzungen und Schwerpunkte der EFRE-Politik, die 
die Soziale Ökonomie in Berlin auszeichnet: Schaffung von Beschäftigung durch Anreize für 
Investitionen, (kollektive) Existenzgründung, Förderung von Forschung und Entwicklung neuer 
Produkte und Dienstleistungen, Verbesserung der Qualifikation durch lebenslanges Lernen und 

                                                 
25 Allerdings wurden in diesen Dialog die Vertreter der Sozialen Ökonomie nicht einbezogen. 
26 Wie z.B. der Pfefferwerk-Verbund oder die Gewerbehofgenossenschaft Saarbrücker Straße. 
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insbes. die Verbesserung städtischer Problemlagen durch Maßnahmen der integrativen, 
nachhaltigen Stadtentwicklung und sozialen Stabilisierung sind in sozialen Unternehmen zentrale 
Aufgabenstellungen. Diese besonders hohe Synergie induziert, dass mit der Förderung eines 
sozialen Unternehmens über einen Schwerpunkt (Wirtschaft, Wissen, Umwelt und nachhaltige 
Stadtentwicklung) ein anderer bzw. die anderen Schwerpunkte mitgefördert werden. In anderen 
Worten bewirkt die Investition eines Euros gleichzeitig hohe ökonomische und soziale Erträge  
mit Multiplikatorwirkungen auf die regionale und lokale Ökonomie. 
 
Ähnliches gilt für die Verwendung von ESF-Mitteln. Jede Investition von EFRE-Mitteln und 
ESF-Mitteln in ein soziales Unternehmen stärkt damit u.E. unter sonst gleichen Bedingungen 
zugleich seine soziale bzw. ökonomische Integrationskraft und vice versa. 
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9.  Mitarbeiterstruktur 
 

Ein besonderes Kennzeichen sozialer Unternehmen ist, dass sie über freiwillige unbezahlte 
MitarbeiterInnen (oft „Ehrenamtliche“ genannt) verfügen, die i.d.R. auf Gegenseitigkeit in den 
Betrieben arbeiten. Wir haben sie als wichtige Humanressource, aber auch als künftiges 
Beschäftigungspotenzial in die Studie aufgenommen, wohl wissend, dass es trotz aller 
zivilgesellschaftlichen Rhetorik für die Langzeitarbeitslosen im ‚Ehrenamt’ keine Alternative zu 
einem existenzsichernden Einkommen gibt. Die Extremwerte der Beschäftigtenzahlen 
(„beschäftigt“ heißt hier: alle Personen mit monetärem Erwerbseinkommen als Gehalt, Lohn, 
Honorar) klaffen weit auseinander: Sie bewegen sich bei den Teil- und Vollzeitbeschäftigten 
zwischen 0 und 533 Personen. Ebenso schwanken die Zahlen der Freiwilligen, Auszubildenden, 
PraktikantInnen sowie Zivildienstleistenden bzw. FJS-Personal von Milieu zu Milieu erheblich. 
  
Die Auswertung der 52 vorliegenden Fragebogen ergab, dass in den befragten Unternehmen 
insgesamt 4.923 MitarbeiterInnen tätig sind. Dies würde bedeuten, dass im Durchschnitt ca. 95 
Menschen in sozialen Unternehmen aktiv sind. Betrachtet man den Anteil der Frauen (54,2%) im 
Verhältnis zu den Gesamt-Beschäftigten, wird ein ausgeglichenes Geschlechterverhältnis 
erkennbar.  
 
71,4% der MitarbeiterInnen erhalten eine Entlohnung für ihre Arbeit. Davon befinden sich ca. 
42,1% in einem regulären Teilzeit- oder Vollzeit-Beschäftigungsverhältnis. Fast 30% der in den 
sozialen Unternehmen Arbeitenden sind freiwillig unbezahlte („ehrenamtliche“) 
MitarbeiterInnen. Den geringsten Anteil machen die Auszubildenden, PraktikantInnen, 
Zivildienstleistenden und FJSler aus (zusammen 8,2%). Einen großen Anteil stellt die Gruppe der 
MAE-Teilnehmer mit 22,2% der gesamten MitarbeiterInnen (davon 36,6% Frauen). Darüber 
hinaus werden Beschäftigte in der Entgeltvariante und in ABM beschäftigt. Es folgt hieraus, dass 
31,1% von der gesamten Mitarbeiterzahl in Maßnahmen untergebracht sind27. 
 
Nach Zuordnung zu den zwölf Milieus ergibt sich folgende Aufschlüsselung der 
MitarbeiterInnen:  
 

Milieu Gesamt-
Anzahl

Anteil 
in 

Prozen
t 

Davon 
Frauen (bzw. 

der 
Frauenanteil 

in Prozent)

1. Genossenschaftsbewegung:   51 1% 24 (47,1%)

2. Wohlfahrtsorganisationen:   948 19.3% 492 (51,9%)

3. Stiftungen:  1523 30,9% 1089 (71,5%)

4. ideelle Vereinigungen:    283 5,8% 86 (30,4%)

5. Integrationsunternehmen:     300 6,1% 163 (54,3%)

6. Freiwilligendienste:,     2 0,04% 2 (100%)

7. Alternativ-, Frauen-, Umweltbewegung:  120 2,4% 108 (90%)

                                                 
27 Allerdings ist hier festzustellen, dass mit den Arbeitsgelegenheiten der MAE-Variante keine Arbeitsverträge 
abgeschlossen werden, es sich mithin also nicht um ein Beschäftigungsverhältnis handelt. 
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8. Selbsthilfebewegung:   106 2,2% 84 (79,3%)

9. Sozio-kulturelle Zentren:   65 1,3% 32 (49,2%) 
(31,8%)

10. Beschäftigungs- und Qualifizierungs-
Gesellschaften: 

 1.167 23,7% 371 (63,6%)

11. Tauschsysteme auf Gegenseitigkeit:, 
  

 176 3,6% 112 (63,6%)

12. Nachbarschafts/Gemeinwesenökonomie:  182 3,7% 106 (58,2%)

Gesamt 4.923  2.669 (54,2%)

 
 
Um die MitarbeiterInnenstruktur besser analysieren zu können, sind folgende 10 Kategorien zur 
genaueren Einteilung vorgenommen worden.  

1. Vollbeschäftigte (unterteilt in befristet und unbefristet)  
2.  Teilzeitbeschäftigte (unterteilt in befristet und unbefristet)  
3. ABM-Teilnehmer  
4. MAE -Teilnehmer 
5. Entgeltvariante 
6. Auszubildende 
7. Praktikantinnen 
8. Zivildienstleistende 
9. FSJ-Teilnehmer 
10. Freiwillige Unbezahlte 

 
Die Struktur der MitarbeiterInnen nach diesen Kategorien ergibt folgende Verteilung (vgl. auch 
Diagr. 8 im Anhang): 
 

Mitarbeiter-Kategorie Anteil in Prozent 

Vollbeschäftigte (gesamt) 18,3% 

Teilzeitbeschäftigte 11,8% 

ABM-Teilnehmer 6,0% 

MAE –Teilnehmer 22,2% 

Entgeltvariante 4,7% 

Auszubildende 6,7% 

Praktikantinnen 1,2% 

Zivildienstleistende 0,2% 

FSJ-Teilnehmer 0,1% 

Freiwillige Unbezahlte 28,5% 
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Bei Anwendung dieser Kategorien auf die Milieus ergeben sich einige Unterschiede hinsichtlich 
der MitarbeiterInnenstruktur in den befragten sozialen Unternehmen (vgl. auch Diagr. 10 und 11 
im Anhang). Hier ist noch einmal zu betonen, dass sich diese Zahlenangaben auf die 52 befragten 
Unternehmen in den jeweiligen Milieus, nicht auf den Bestand der 988 erfassten sozialen 
Unternehmen beziehen. 
 

1. Bei den befragten Unternehmen der Genossenschaftsbewegung werden keine  
Maßnahmen genutzt. Hier sind vor allem Beschäftigte in Vollzeit- und Teilzeit 
vorzufinden. Neben Auszubildenden und PraktikantInnen sind hier freiwillige 
MitarbeiterInnen zusätzlich tätig. 47% des Mitarbeiterstabes in den befragten 
Genossenschaften stellen die Frauen. 

 
2. Im Segment der sozialen Unternehmen innerhalb der Wohlfahrtsorganisationen haben 

wir relativ viele Beschäftigte vorgefunden; die Mehrzahl befindet sich in 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen. Nicht unerheblich ist der 
Anteil der MAE-Teilnehmer und derjenigen in der Entgeltvariante. Einen ebenfalls nicht 
zu unterschätzenden Anteil der MitarbeiterInnen bei den Wohlfahrtorganisationen stellen 
die Auszubildenden mit einem Frauenanteil von etwa einem Drittel. Hinzu kommen 
einige PraktikantInnen sowie die Freiwilligen, deren Frauenanteil ebenfalls bei einem 
Drittel liegt. Von den Gesamt-MitarbeiterInnen der befragten Unternehmen dieses 
Milieus beträgt der Anteil der Frauen etwa 52%. 
 

3. Die Verteilung der MitarbeiterInnen der befragten sozialen Unternehmen im 
Stiftungswesen28 stellt sich folgendermaßen dar: Zwei Drittel sind vollzeitbeschäftigt (die 
meisten auf unbefristete Stellen). Die überwiegende Mehrzahl ist weiblich; viele davon in 
Teilzeitarbeit. MitarbeiterInnen auf Grundlage arbeitsmarktpolitisch organisierter 
Maßnahmen werden nur über MAE-, nicht über ABM- oder Entgeltvarianten eingesetzt. 
Eine hohe Anzahl von Auszubildenden mit einem Anteil von Frauen ist signifikant. Zu 
verzeichnen ist weiterhin eine gewisse Anzahl von PraktikantInnen. Den größten Anteil 
der Beschäftigten machen die freiwilligen MitarbeiterInnen aus, mit einem ebenfalls 
hohen Anteil an Frauen. Insgesamt stellen die Frauen 30% der MitarbeiterInnnen-
Struktur in diesem Milieu. 

 
4. Unternehmen im Spektrum der ideellen Vereinigungen beschäftigen ebenfalls Personen 

in Voll- und Teilzeit. Neben diesen Personengruppen stellen die Maßnahme-Teilnehmer 
eine fast ebenso hohe Zahl. Neben den PraktikantInnen, Zivildienstleistenden bzw. 
Personen im FSJ gibt es erwartungsgemäß eine hohe Zahl von Freiwilligen. Hier ist die 
hohe Zahl der MitarbeiterInnen, die über arbeitsmarktpolitische Maßnahmen beschäftigt 
sind (ABM, MAE, Entgeltvariante), besonders auffallend; es sind fast 30% In diesem 
Bereich stellen die Frauen mit 54% die Mehrheit. 
 

5. Integrationsunternehmen: Diese Unternehmen beschäftigen einen großen 
Mitarbeiterstamm als sozialversicherungspflichtige Arbeitnehmer. Nur wenige werden 
über Maßnahmen finanziert, die meisten davon in der Entgeltvariante. Mit seinen 
Auszubildenden und relativ vielen PraktikantInnen leistet der Sektor einen relevanten 
Beitrag zur Qualifikation. Auch hier beträgt der Anteil der Frauen 54%. 
 

                                                 
28 Hier haben wir nur Rückmeldung von einer Stiftung erhalten. Derzeit existieren in Berlin nur 2 
Bürgerstiftungen, davon eine im West-Berliner Bezirk Neukölln und eine berlin-weite, die wir beide nicht in 
unser Sample aufnehmen konnten. 
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6. Die befragten Freiwilligendienste verfügen über nur wenige ständige freiwillige 
MitarbeiterInnen. Dieser Bereich finanziert monetär – ähnlich wie die Tauschringe -  nur 
die Sachkosten. 

 
7. Aus der Alternativ-, Frauen-, Umweltbewegung haben wir Rückmeldungen von den 

Betrieben, dass 90% der MitarbeiterInnen weiblich sind. Während diese Unternehmen 
nur wenige Menschen regulär beschäftigen können, bringen sie vergleichsweise viele 
Personen in Maßnahmen unter. Auch hier ist das Reservoir an Auszubildenden und 
PraktikantInnen recht hoch. 

 
8. Unternehmen der Selbsthilfebewegung: Hier konzentrieren sich ebenfalls sehr viele 

MitarbeiterInnen, ein großer Anteil davon sind Frauen, auf die arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen ABM, MAE und Entgeltvariante. Von den 20 freiwilligen MitarbeiterInnen 
sind bis auf eine Person alle Frauen. Entsprechend hoch ist der Anteil der Frauen in 
diesem Sektor: 84%. 
 

9. Soziokulturelle Zentren und ihre Unternehmen: Hier fällt im Gegenteil auf, dass keine 
MitarbeiterInnen aus dem Bereich der arbeitmarktpolitischen Maßnahmen ABM, MAE 
bzw. Entgeltvariante vorzufinden sind. Von den MitarbeiterInnen  sind fast alle teil- bzw. 
vollzeitbeschäftigt. Einige wenige Auszubildende und PraktikantInnen kommen hinzu. 
Hier liegt der Frauenantiel bei 49%. 

 
10. Beschäftigungs- und Qualifizierungs-Gesellschaften (BQGs / ABS): Der Umfang der 

MitarbeiterInnen in den BQGs / ABS ist i.d.R. sehr groß. Die Zahl der temporär 
eingesetzten Menschen, die potenziell zu sozialversicherungspflichtigen Bedingungen 
eingestellt werden könnten (bzw. sollten), ist hier besonders hoch. Im Gegensatz zu den 
soziokulturellen Einrichtungen verhalten sich die Zahlen der Beschäftigten zu den 
Maßnahme-TeilnehmerInnen nahezu im Verhältnis 1:12, bei den Frauen 1:8. In Berlin 
dominiert die Variante von MAE-Arbeitsgelegenheiten deutlich über die Entgeltvariante. 
Hier liegt der Anteil von Frauen  mit 32% bei etwa nur einem Drittel. 

 
11. Tauschsysteme auf Gegenseitigkeit: Die Tauschringe basieren auch in Ost-Berlin auf dem 

Austausch unbezahlter Arbeit; allerdings wird die Arbeit gegenseitig verrechnet, sodass 
niemand umsonst arbeitet. Ökonomisch gesehen ist die Tauscharbeit freiwillige, 
unbezahlte, aber durch Verrechnung Arbeit gegen Entgelt und so eine – wenn auch 
marginale nichtmonetäre „Zuverdienst“-Möglichkeit. Zwei Drittel der Tauschring-
Mitglieder (64%) sind Frauen. 

 
12. Nachbarschafts- /Gemeinwesenökonomie 

Von den MitarbeiterInnen zählt der überwiegende Teil zu den freiwillig unbezahlten 
Kräften, davon mehr als die Hälfte Frauen: 59%. 

 
 

Wenn man die Vollbeschäftigten den Teilzeitbeschäftigten im gesamten Sektor gegenüberstellt, 
ergibt sich folgendes Bild: 
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 Gesamtzahl Anteil in % Anzahl der 

Frauen 
Frauenanteil 
in % 

Vollbeschäftigte in allen Milieus 898 60,7% 536 59,7% 

Teilzeitbeschäftigte in allen Milieus 582 39,3% 390  67,0% 

Summen u. durchschnittl. Frauen-Anteil 1480  926 62,6% 

 
Es erweist sich, dass die Mehrzahl der Beschäftigten (fast 2/3) vollzeitbeschäftigt ist. Der 
Frauenanteil  liegt bei den Teilzeitbeschäftigten etwas höher. 
 
Stellt man die befristeten den unbefristeten Arbeitsverhältnissen gegenüber, ergibt sich folgendes 
Bild: 

 Vollzeit Anteil in % Teilzeit Anteil in % Summe Anteil in % 

Befristet 136 15,1% 189 32,5% 325 22% 

Unbefristet 762 84,9% 393 67,5% 1155 78% 

Summe 898 100% 582 100% 1480 100% 

 
Von den 898 Vollzeit-Arbeitsplätzen sind immerhin 762 (84,9%) mit unbefristeten Verträgen 
abgeschlossen; auch im Teilzeit-Bereich überwiegen mit 393 (67,5%) gegenüber den 
unbefristeten Beschäftigungsverhältnissen die befristeten (189, 32,5%) eindeutig  
 
Aufgrund der Beschäftigten und MitarbeiterInnenzahlen im Sektor der Sozialen Ökonomie ist die 
pauschale Zuordnung der sozialen Unternehmen zu den KMU nicht gerechtfertigt; es befindet 
sich eine ganze Reihe noch größerer Unternehmen in diesem Sektor. Die Zusammensetzung der 
sozialen Unternehmen in Bezug auf ihre Größe unterscheidet sich insofern nicht wesentlich von 
der Privatwirtschaft. Allerdings zeichnen sie sich durch eine kollektive Organisation aus, d.h. 
Selbständige bzw. Mikrounternehmen bilden in diesem Sektor eine Ausnahme.  



 

 
33

10.  Probleme und Perspektiven aus Sicht der befragten Unternehmen 
 

 
Die folgenden Ausführungen in diesem Kapitel reflektieren die Meinungen der 52 befragten 
sozialen Unternehmen mit Bezug auf die Fragenkomplexe 9-10 zu Problemen bzw. Engpässen 
sowie Potenzialen und Perspektiven der Betriebe. Diese fallen z.T. milieuspezifisch sehr 
unterschiedlich aus und finden sich insofern in den Forderungskatalogen und Selbstdarstellungen 
der jeweiligen Dachverbände wieder. Wir heben jedoch diejenigen Aussagen hervor, die mehr 
oder weniger für alle Unternehmenstypen dieses Sektors zutreffen. Zunächst werden die 
Aussagen zu personellen, finanziellen und Innovations-Engpässen wiedergegeben. Dann werden 
die möglichen Perspektiven und ihre Realisierungsmöglichkeiten aufgrund der vorhandenen 
Potenziale und Ressourcen aus Sicht der Befragten dokumentiert. 
 
Personelle Engpässe 
 
Die personellen, finanziellen und Innovations-Engpässe bedingen sich nach Ansicht der 
befragten Unternehmen wechselseitig.  
 
Generell wird über zu wenig Personal geklagt; was die Überfrachtung der MitarbeiterInnen mit 
Aufgaben zur Folge hat. In vielen Unternehmen sind, obgleich gewollt, keine weiteren 
Festanstellungen möglich. Vielfach gibt es zu wenig ständiges Personal unterschiedlicher 
Altersgruppen. In den Unternehmen liegt aufgrund von Zeitverträgen, Vorgaben der Jobcenter 
etc. eine hohe Personal-Fluktuation vor. Oft wird die Arbeit mit ABM-/MAE-Maßnahmen 
finanziert; das sind jedoch keine ausreichenden Finanzmittel für Ganztags- oder weitere 
Beschäftigte. Krankheit und Urlaub können nur schwer abgefangen werden, daher ist 
Unterbesetzung die Regel. Als problematisch wird insbes. die hohe personelle Fluktuation bei 
MAE aufgrund der kurzen Maßnahmelaufzeiten angesehen. Was die Maßnahmen betrifft, sinkt 
die Fördermittelausstattung je Förderfall quasi jährlich. Alle übergreifenden Aufgaben sind selten 
zu finanzieren; diese müssen vom bestehenden Personal 'aufgeschultert' werden. 
 
Von allen Befragten werden Defizite im Bereich Projektentwicklung und Auftragsakquisition 
bzw. Fundraising beschrieben. 
 
Es fehlt an fachlicher Beratung (juristischer oder finanzieller Art), aber auch im Bereich der 
Forschung und Entwicklung, dem der Verwaltung und Anleitungstätigkeit. Hier werden 
Fachleute benötigt. Besonders befähigte Fachkräfte können jedoch wegen Geldmangels, 
ausbleibender Förderung und restriktiven Förderprogrammen nicht beschäftigt bzw. nicht 
weiterbeschäftigt werden. Auch wird ein Mangel an Personal z.B. für Öffentlichkeitsarbeit 
beklagt, und es werden Betriebswirte benötigt, die im Dritten Sektor arbeiten wollen, mit 
entsprechender Motivation und Kenntnis ausgestattet sind und nicht überzogene finanzielle 
Ansprüche formulieren. Es fehlen aus Sicht einiger Befragten mehr MitarbeiterInnen für die 
ehrenamtliche Arbeit bzw. Mitglieder, die Arbeiten freiwillig übernehmen. 
 
 
Finanzielle Engpässe 
 
Finanzielle Engpässe sehen die befragten Unternehmen sowohl im Bereich der Erwirtschaftung 
eigener Einnahmen aus dem privaten (Erlöse, Spenden und Beiträge) wie dem öffentlichen 
Sektor (Zuwendungen, Zuschüsse, Leistungsverträge). Soziale Unternehmen haben überwiegend 
unsichere Finanzierungsgrundlagen,,und ihre Erlöse gehen nicht mit den steigenden Kosten 
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einher.29 Klassisch gilt die Unterkapitalisierung aufgrund wirtschaftlicher Probleme 
konjunktureller und struktureller Art als Hauptproblem. Dies kann nach Ansicht einiger 
Befragter durch Eigenkapital bzw. Startkapital-Förderungen überwunden werden. 
 
Investitionen für Um- und Ausbau der Einrichtungen müssen oft zurückstehen.. 
Instandhaltungskosten können kaum gedeckt werden, oft wegen der Reduzierung von 
notwendigen Maßnahmekosten aufgrund der prekären Haushaltslage der Zuwendungsgeber. Die 
Kürzungen der Kostensätze erfolgten oft pauschal, ohne Berücksichtigung des Einzelfalls. 
 
Fördermittel seien nur mühsam abzurufen, MitarbeiterInnen dazu fehlten; Sponsoren seien 
immer schwieriger zu motivieren. Seit Einführung einer Projektbudgetierung 2005 durch die 
Senatsverwaltung und aufgrund der mehrfachen Änderungen der Bezugsgröße und der 
bezirklichen Vorgaben mussten die Zuverdienstbedingungen immer wieder kurzfristig geändert 
werden, was die Anzahl und Dauer der Beschäftigung in Integrationsunternehmen betrifft.  
 
Durch stark variierende Einnahmen sei es nicht möglich, alle MitarbeiterInnen unbefristet 
anzustellen; oft seien zu geringe Eigenmittel ein Hinderungsgrund für schnelle flexible 
Investitionstätigkeit bei positiver Auftragslage. Zuwendungen stünden nicht ausreichend zur 
Verfügung, andererseits unterlägen Einnahmen über Aufträge starken Schwankungen. 
 
Für viele gemeinnützige Organisationen gilt, dass sie kaum Dienstleistungen einkaufen oder 
öffentlichkeitswirksame Kampagnen durchführen können, weil ihnen unterstellt wird,  dass sie 
zur Wettbewerbsverzerrung beitragen könnten. 
 
Eine gesicherte Existenz und ein armutsfestes Einkommen sind für viele in Maßnahmen 
befindlichen Mitarbeiter nicht gewährleistet. Es gibt keine gesicherte Finanzierung über einen 
längeren Zeitraum, von daher auch keine Planungssicherheit für die Unternehmen. Ursachen 
hierfür sind allerdings nicht nur zu wenig Aufträge, sondern viele Förderprogramme sind aus 
Sicht der Befragten für diesen Sektor auch unpassend. 
 
 
Innovative Engpässe 
 
Innovationen resultierten nicht nur aus Produktentwicklung und Vermarktung, sondern auch aus 
Wissensgenerierung und –anwendung sowie Kenntnis- und Fähigkeitsvermittlungen. Darüber 
hinaus seien aber gerade im Bereich der Vernetzung und Kooperation (Aspekte sozialen 
Kapitals) Investitionen erforderlich. Vielen sozialen Unternehmen würden 
Innovationskapazitäten gerade in diesen Bereichen öffentlich bescheinigt. 
 
Die Entwicklungsmöglichkeiten der Unternehmen sind oft begrenzt. Es existieren kaum freie 
Personalkapazitäten, potentielle Synergien intensiv zu nutzen. Die Finanzierung von 
Organisations- und Produktentwicklung ist aufgrund geringer Markterlöse eingeschränkt. 
Fehlende Personalmittel für Projektentwicklung und Fundraising sind die Folge. Die Routine des 
Tagesgeschäfts behindert eine innovative Produktentwicklung und die Entwicklung weiterer 
Maßnahmen, so dass die vorhandenen Innovationspotenziale nicht ausgeschöpft werden können. 
 
Die Erweiterung von Arbeitsplätzen ist auch mangels bezahlbaren Raums oft nicht möglich. 
 

                                                 
29 Hier werden zunehmend die Energie- und Wasserkosten genannt. 
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Stakeholder bewerten die inhaltlichen Zusammenhänge zwischen wirtschaftlicher Effizienz und 
sozialen Integrationskosten zu gering bzw. erkennen diese überhaupt nicht an. Langfristig sind 
Einsparungen oft durch frühzeitige Förderung, z.B. von Menschen mit geistiger Behinderung, zu 
erzielen. Produkte des Sektors werden oft mit einem schlechtem Image verbunden. Im 
Gegensatz  zu dem Klischee, dass von ihnen existiere, seien soziale Unternehmen oftmals Partner 
der regionalen Wirtschaft auf vielfältigen Innovationsstrecken. 
 
 
Wirtschaftliche Hemmnisse 
 
Diese stellen sich nach Ansicht der Befragten sowohl in Einschränkungen der privaten Kaufkraft 
gerade der eigenen Kundschaft als auch in der öffentlichen Zuwendungs- und Vergabepraxis von 
Aufträgen dar. Bei der Überwindung dieser Hemmnisse spielt die Einbeziehung von 
Stakeholdern (Mitglieder, Sponsoren, Freiwillige, Auftraggeber) eine große Rolle.  
 
Unterkapitalisierung und Nachfrageprobleme konjunktureller und struktureller Art werden als 
Hauptprobleme genannt. 
  
Kaufkraftmangel wird oft als wirtschaftliches Hindernis identifiziert. Inzwischen gibt es zwar 
viele „Besserverdiener“, die Klientel sozialer Unternehmen setzt sich jedoch aus einem hohen 
Anteil benachteiligter Personengruppen mit geringem Einkommen zusammen. Auf der anderen 
Seite droht die Budgetbegrenzung der Leistungsentgelte durch das Land Berlin. Dies wird mit 
den Worten kommentiert: 
"Leistung ist zwar gefragt, wird aber nicht finanziert!" 
 
Neben der mangelnden Kaufkraft werden kritisiert: 
• die fehlende Förderung von sozialen Unternehmensprojekten mit öffentlichen Mitteln auf 

EU- oder Bundesebene 
• der Mangel an Entwicklungs-Förderung bzw. Anschubfinanzierung für Neugründungen  
• Produkte des 3. Sektors werden nicht ausreichend geschätzt 
• einerseits hohe Auflagen von Seiten der Ämter; auf der anderen Seite die Zögerlichkeit, 

öffentliche Aufträge an soziale Unternehmen zu vergeben 
• die fehlenden Angebote bezahlbarer Räumlichkeiten im jeweiligen Aktionsgebiet. 
 
 
Politische Hemmnisse 
 
Die Aktivitäten sozialer Unternehmen seien zwar politisch gewollt; oft würden sie sogar gelobt. 
Dennoch sei der Zugang zu Fördermitteln schwer. Insbesondere kleine Unternehmen fänden zu 
wenig Berücksichtigung bei interessanten Projekten. 
 
Die ideologische Ausrichtung auf Einzelunternehmen des privaten Sektors führt auf der einen 
Seite dazu, dass es oft keinen Zugang zu Aufträgen der Ämter gibt. Auf der anderen Seite wird 
die Reduzierung der Zuwendungsbeträge und die schlechte Zahlungsmoral bzw. -disziplin auch 
der öffentlichen Hand beklagt. Die Marktzugangsmöglichkeiten sind aufgrund der Interventionen 
von IHK und HWK beschränkt; haushaltspolitische Hemmnisse wirken sich ebenfalls restriktiv 
aus. Die Verlagerung des Zuwendungsgeschäfts auf vergaberechtliche Bedingungen (AFG) und 
der Kostendruck der Sozialhilfeträger schränken die Integrationsmöglichkeiten 
Langzeitarbeitsloser ein. 
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Der Rückgang der Einnahmen z.B. aus der Ausgleichsabgabe für Schwerstbehinderte erzeugt 
Defizite, die nach Ansicht der Befragten durch den Landeshaushalt gedeckt werden sollten. Zu 
geringe Finanzmittel der Stadtbezirke wirkten sich dahingehend aus, dass Vorhaben, die nicht 
schon seit Jahren finanziert werden, geringe Chancen haben, überhaupt Zugang zu Mitteln zu 
erlangen. Fehlende oder ungenügende Regelfinanzierung wird u.a. in bestimmten sozialen 
Diensten, der Reduzierung von Mitteln für die Kinder- und Jugendhilfe in Berlin, gesehen. 
 
Zwar wird die Notwendigkeit der Angebote und Leistungen von außen erkannt; dennoch gibt es 
ein Akzeptanzproblem der sozialen Unternehmen. Sie werden nicht als Wirtschaftsunternehmen 
anerkannt. 
 
• Zusätzlichkeitskriterien für die Vergabe von Maßnahmemitteln seien z.T. kontraproduktiv; 

z.B. die bekannten Einschränkungen der zusätzlichen Tätigkeitsbereiche, die u.a. in der 
Positivliste festgelegt sind; 

• Handlungsbeschränkungen ergäben sich aus oft geänderten Förderrichtlinien und Vorgaben; 
• der Wegfall der SAM-Förderung, die unterschiedliche Anwendung der Vorschriften bzw. 

Arbeitshilfen durch die JobCenter in den Bezirken und die Verschlechterung der aktiven 
Beschäftigungspolitik wurde ebenfalls als Einschränkung empfunden. Mittel für 
experimentelle beschäftigungspolitische Vorhaben seien kaum noch vorhanden. 

 
 
Rechtliche Hemmnisse 
 
Die befragten Unternehmen weisen unterschiedliche Rechtsformen (e.V., GmbH, eG etc.) auf; 
entsprechend unterschiedlich fallen ihre Beurteilungen aus. 
 
Verschiedene Reformen sind inzwischen eingeleitet worden, wie z.B. das neue 
Genossenschaftsgesetz. Sie verbessern die derzeitige Situation nicht grundsätzlich, sondern 
bestätigen in weiten Teilen nur den Status quo. Weitere Reformen sind aus Sicht der Befragten 
für soziale Unternehmen erforderlich. Vor allem das geltende Gemeinnützigkeitsrecht wird 
kritisiert; der Gemeinnützigkeitsstatus sollte jedoch erhalten bleiben, und es wird der Erhalt der 
Einrichtung von Zweckbetrieben grundsätzlich befürwortet. Das Vereinsrecht als gängige 
Rechtsform wirke sich nachteilig auf die wirtschaftlichen Aktivitäten aus. Nach Ansicht der 
Unternehmen fehlen geeignete Rechtsrahmen und -formen für diesen Sektor.  
 
Gerade für die zivilgesellschaftlichen Initiativen ist das Gerüst der rechtlichen Vorgaben 
aufwendig und kompliziert. Außerdem wird die rechtliche Absicherung für Ehrenamtliche als 
nicht genügend eingeschätzt. 
 
Die bisherigen sehr schwerfälligen Vergabemodalitäten für öffentliche Aufträge, werden kritisiert. 
Derzeit würden soziale Unternehmen kaum berücksichtigt, geschweige denn bevorzugt. Dadurch 
entstünden ihnen Nachteile im Wettbewerb. 
 
Freiwillige Zertifizierungen z.B. der Qualität nach DIN ISO EN 9001 fänden bei der 
Leistungsbewertung und -abgeltung durch die Kostenträger bzw. Fördermittelgeber keine 
Würdigung. 
 
Insgesamt wird die unklare Rechtsposition von sozialen Unternehmen beklagt, klare Richtlinien 
für sie z.B. bei der Auftragsvergabe sollten gemeinsam erarbeitet werden.  
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Perspektiven 
 
Aufgrund der erwarteten Expansion des Sektors werden die Perspektiven von den Befragten 
insgesamt als positiv angesehen; jedoch müssen aus ihrer Sicht die förderlichen Bedingungen für 
eine gedeihliche Entwicklung extern und intern erst noch geschaffen werden. 
 
Bei einer Verbesserung der Auftragslage wäre ein wesentlicher Zuwachs von Arbeitsplätzen 
möglich.  Unter der Voraussetzung effektiver Arbeitsstrukturen sei es möglich, bei Bedarf noch 
weitere Geschäftsbereiche anzugliedern, zu entwickeln bzw. zu etablieren, was meist auch zu 
einer Erhöhung der MitarbeiterInnenzahl führen würde. Die Sicherung von nachhaltigen 
Arbeitsplätzen sei machbar, die Perspektiven im Bereich Personalentwicklung wären jedoch 
wesentlich günstiger, wenn die Mittel zur Arbeitsförderung in regional orientierten 
Beschäftigungsprogrammen bzw. -projekten sinnvoll gebündelt würden. 
 
Angebote sollten am vorhandenen lokalen Bedarf orientiert werden. Es besteht die Möglichkeit, 
Probleme im Gemeinwesen aufzugreifen und in Absprache mit der kommunalen Ebene gezielte 
Angebote zu entwickeln.  
 
Weitere Aussagen beziehen sich auf die betriebsexternen Rahmenbedingungen. Es bestünden 
zwar relativ gute soziale Rahmenbedingungen, aber durch immer weniger Vollzeitplätze hätten 
sich die wirtschaftlichen Bedingungen der Einrichtungen insgesamt verschlechtert. Eine 
Erweiterung der Angebote bewirke i.d.R. nicht eine ebensolche Zunahme der Arbeitsplätze. Bei 
steigenden Umsätzen aus wirtschaftlicher Tätigkeit und der Kreation neuer Arbeitsfelder wäre die 
Perspektive insgesamt aber  positiver. Angesichts erfahrener Rückschläge und der Sparpolitik der 
öffentlichen Haushalte bleibe dennoch ein Risikomanagement unabdingbar.  
 
Viele möchten die Schulen mit ihrem Umfeld (Eltern, Ehemalige, Freunde, Nachbarn und 
Anwohner), das lokale Gewerbe,  die Privatwirtschaft und Sponsoren in die 
Unternehmensstrategien einbinden. Der Aufbau von verlässlicheren Kooperationen auch mit den 
Verwaltungen wird angestrebt. Kooperationsverträge mit starken Partnern und langfristiger 
Perspektive sind von Vorteil. Hinderungsgrund sei oft die starke Konkurrenz; Schwierigkeiten 
beim Aufbau von Kooperationsbeziehungen seien zudem oft auch Ergebnis mangelnder 
Erfahrung. 
 
Ein Paradigmenwechsel wäre weiterhin in der Zielgruppenpolitik erforderlich: Viele möchten ihre 
spezialisierte Arbeit auf andere Bewohnergruppen ausdehnen, wenn ein entsprechender 
Ausgleich der Zusatzkosten ermöglich wird.  
 
Eine wirtschaftliche Perspektive wird in der Verstärkung von Einnahmen aus den 
Verkaufserlösen bzw. Leistungsverträgen gesehen. Eine Lösung sieht man z.B. in der Ausweitung 
der Leistungen aus dem Armenrecht (SGB XII) in kassenfinanzierte Leistungen (SGB V). Der 
leistungsabhängige Zuwendungsvertrag gibt aus Sicht mehrerer Befragter gegenüber der 
Fehlbedarfsfinanzierung mehr Planungssicherheit und -freiheit. 
 
Erfahrungsaustausch und wechselseitiges Lernen könnten organisiert werden. Im Rahmen von 
Lernworkshops sollte die Qualität verbessert werden. 
 
Weiterhin wurden folgende Voraussetzungen für die Realisierung der Perspektiven  formuliert: 

• Förderung von Innovationen durch die Wirtschaftsförderung; 
• die Erwirtschaftung eigener Einnahmen muss erhöht werden;  
• die Ausweitung der aktiven Arbeitsmarktpolitik (über SGB II+III hinaus);  



 

 
38

• die Erhaltung der Arbeitsplätze als Hauptziel der Unternehmens- und Wirtschaftspolitik;  
• die Verstärkung des Engagements auf der lokalen Ebene; 
• eine längere Laufzeit von Projekten; 
• Speziell für Freiwilligenorganisationen und für bewährte Tauschsysteme wie die Berliner 

Tauschringe fehlen rechtliche  und wirtschaftliche (Mindest-)Absicherungen  
• und die Gründung von Stadtteilbetrieben zur Stärkung bestehender Unternehmen und 

der Lokalen Ökonomie. 
 
 
 
Potenziale 
 
Die genannten Perspektiven können nur realisiert werden, wenn die bestehenden Potenziale 
erkannt und die erforderlichen Ressourcen hierfür mobilisiert werden können. Die Potenziale 
sehen die Unternehmen u.a. im Einsatz aller zur Verfügung stehenden finanziellen Ressourcen; in 
der Verbesserung der Flexibilität und Qualifizierung des eigenen Personals sowie in der 
Gewinnung von neuen Partnern. 
 
Potenziale und Ressourcen bestehen auf vielen Ebenen: 
 
Soziale Unternehmen gründen sich immer da, wo es einerseits einen Bedarf für ein bestimmtes 
Produkt oder eine Dienstleistung gibt und auf der anderen Seite betroffene Menschen, die im 
Wege der ökonomischen Selbsthilfe diese Situation verbessern wollen. Da sich der Staat aus 
einigen Bereichen weiter zurückzieht, bzw. bisherige Monopolstrukturen abgebaut werden 
(sollen), entstehen neue Tätigkeitsfelder für soziale Unternehmen. 
 
Chancen können über eine Aufklärungs- und Öffentlichkeits-Kampagne genutzt werden, die den 
Sektor sichtbar machen und seine soziale und wirtschaftliche Sinnhaftigkeit verdeutlichen. In der 
Zusammenarbeit mit anderen in einem lokalen Erlebnisraum von Bildung und Gemeinschaft 
könnte eine gute Zukunft reifen. 
 
Viele soziale Unternehmen haben professionell agierende, engagierte MitarbeiterInnen mit 
teilweise vielfältigen Kompetenzen und eine gut funktionierende Verwaltung. Die vorhandene 
und noch im Aufbau befindliche Infrastruktur kann besser nutzbar gemacht werden. Sowohl die 
alltägliche Basisarbeit im Gemeinwesen unmittelbar mit den Nutzer/innen oder Betroffenen, als 
auch die Verankerung (Bedarfskenntnis) in wichtigen Gremien usw. sind wesentliche Faktoren, 
die für die Entwicklung neuer Angebote grundlegende Bedeutung haben. Die Bereitschaft, zu 
kooperieren und in größeren Zusammenhängen zu agieren, ist insbesondere bei sozialen 
Unternehmen gegeben. 
 
Projekt- und Unternehmensentwicklung bergen ein großes Potenzial, das ausgebaut werden 
könnte. Neue "Märkte" könnten bei ausreichender personeller Ausstattung erschlossen werden, 
geeignetes Personal dafür ist vorhanden. Mitglieder könnten mobilisiert werden. Geeignetes 
Personal und notwendiges Know-how sei vorhanden. Einige erhoffen sich hier Unterstützung 
durch die Förderung aus der Privatwirtschaft und durch Stiftungen. Sie sehen die Beschaffung 
von Finanzmitteln über Spenden und Sponsoring als noch untergenutztes Potential. Zudem 
müsste mit dem Senat mehr über Leistungsverträge verhandelt werden. 
 
Weitere Potenziale sieht man in 

• der Kundenbindung durch Qualitätsmanagement;  
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• der technischen, organisatorischen, pädagogischen und finanziellen Fachlichkeit des 
Personals; 

• neuen Arbeitsfeldern; 
• dem Ausbau der Kooperation und der Zuverlässigkeit; 
• der Flexibilität am Markt; 
• der Nutzung nationaler und internationaler Netzwerke sowie 
• neuen Finanzierungsformen (z.B. persönliches Budget von Klienten). 

 
Wenn geeignetes Personal fehlt, kann es in der Regel gefunden werden. Das Know-how in den 
Einrichtungen sollte man verstärkt nutzen; die Erfahrungen der einzelnen Einrichtungen sind 
sehr groß. Im Bereich der Sozialen Ökonomie ist genügend Humanressourcen-Potenzial 
vorhanden.  
 
Unter den gegebenen Rahmenbedingungen der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik (MAE, ABM 
etc.) ist für viele die Entwicklung von tragfähigen Geschäftsbereichen jedoch nicht möglich. 
Freiwillige, unbezahlte Arbeit kann aber nur dann mobilisiert werden, wenn die MitarbeiterInnen 
für sich eine Perspektive sehen. 
 
 
Ressourcen 
 
Notwendige Ressourcen sind offenbar am besten durch Vernetzungen und Kooperationen im 
Sektor zu erhalten. Damit verbunden ist allerdings ein Zeitproblem; andere Partnerorganisationen 
müssten hinzu gewonnen werden (hierzu verhelfen z.B. die existierenden Bündnisse für soziale 
Unternehmen). Dies kulminiert in dem Satz: "neue Partner, neue Finanzen"! Andere Potenziale 
zur Erschließung bzw. Reduzierung finanzieller Ressourcen bestehen z.B. in Form von 
Bürgschaften, Erfahrung und freiwilliger Arbeit.  
 
Neue Kooperationspartner z.B. aus anderen Bundesländern müssten gesucht werden. Know-how 
und Bekanntheit im lokalen Umfeld sind gute Voraussetzungen für den Zugang zu den 
KundInnen, zur Praxis zu den Projekten etc. Verbände und Gewerkschaften könnten in 
Partnerschaften eingebunden werden. Gesucht wird ein aufgeschlossenes, interessiertes Klientel, 
dessen Anregungen, Bedürfnisse wieder in neue Angebote münden. 
 
Die Alleinstellung sozialökonomischer Projekte sei ein zu nutzendes Potenzial. Es bestünde ein 
außerordentlich großes Interesse an inhaltlichen und organisatorischen Erfahrungen, auch im 
Ausland, z.B. über die Weiterführung interdisziplinärer Ansätze. Weitere noch stärker zu 
nutzende Ressourcen seien die kostenfreie Nutzung von Räumlichkeiten und die Akquise von 
Bildungs- und Forschungsförderprogrammen. 
 
Darüber hinaus zu nutzende Ressourcen sind aus Sicht der Unternehmen 

• die Rekrutierung neuer Mitglieder,  
• die Aktivierung mentaler stiller Reserven beim Personal und 
• die Nutzung der Kenntnis von Bündnispartnern bei der Auftragsakquisition und beim 

Sponsoring. 
Nicht unumstritten wird die Einführung eines leistungsorientierten Lohnsystems diskutiert.  
 
Als weitere wichtige Ressourcen wurden genannt: Wissen, Qualifikationen, international gute 
Bekanntheit und Ideen; ständige Innovationsbereitschaft; Mut zu Sachkritik und Stärkung der 
Bereitschaft, aus Fehlern zu lernen. 
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11. Handlungsempfehlungen  
 

Die vorliegende Untersuchung ist ein Beitrag empirisch gesicherter Informationen über Umfang, 
Struktur und Leistungen der sozialen Ökonomie in Ost-Berlin. Aus unserer Sicht unbedingt 
erforderlich ist eine Erweiterung der Bestandsaufnahme und Potenzialanalyse über die Soziale 
Ökonomie in West-Berlin zur Erfassung der Gesamtsituation30. Deshalb wird es in Zukunft auch 
erforderlich sein, diese Handlungsempfehlungen fortzuschreiben.  
 
Auf dieser Grundlage können wir jedoch erste Handlungsempfehlungen ableiten, die dazu 
beitragen, das vorhandene vielfach noch brachliegende Potenzial der sozialen Ökonomie in der 
Hauptstadt zu nutzen und zu entwickeln. Im Folgenden werden insbesondere 
Handlungsempfehlungen abgeleitet aus dem ermittelten  

• Beschäftigungspotenzial,  
• Angebots- und  
• Innovationspotenzial. 
 

Daraus ergeben sich Aussagen zu Rahmenbedingungen, Finanzierung, Kooperation und 
Vernetzung sowie zur Beschäftigungs- und Auftragspolitik.  
 
Auf Grundlage des hybriden Charakters der sozialen Unternehmen berühren diese 
Handlungsempfehlungen mindestens drei Ressorts: die Wirtschaftsverwaltung, die Arbeits- und 
Sozialverwaltung sowie die Stadtentwicklung. In diesem Zusammenhang hat das Bündnis der 
Sozialen Solidarischen Ökonomie in Berlin vorgeschlagen, künftig einen regelmäßigen Dialog mit 
diesen drei Senatsverwaltungen zu führen. Dafür sind verbindliche Ansprechpartner in den 
jeweiligen Verwaltungen zu den o.g. Themen sowie ein Transfer an Know-how in die 
Verwaltungsebene erforderlich. Um die Wirtschaftskraft in Ost-Berlin zu stärken und zu 
entwickeln − das hat die Bestandsaufnahme gezeigt − muss auch das Wirtschaftspotenzial der 
Sozialen Ökonomie genutzt und gefördert werden.  
 
Mit diesen Handlungsempfehlungen wollen wir insbesondere dazu beitragen, das Verständnis 
und die Akzeptanz der sozialen Unternehmen als Wirtschaftsunternehmen zu stärken. Wir haben 
festgestellt, dass die Unternehmen durchaus, wie oft falsch verstanden, nicht hauptsächlich 
Fördermittelempfänger, sondern tatsächlich Wirtschaftsunternehmen sind, die einen 
Finanzierungsmix aufweisen, bei dem durchschnittlich ein Drittel der eigenen Einnahmen selbst 
erwirtschaftet wird. Wir empfehlen, zur Entlastung der Transferbudgets insbesondere die 
Zugangsmöglichkeiten zum EFRE und anderen Instrumenten der Wirtschaftsförderung für 
soziale Unternehmen in Berlin zu erleichtern.  
 
Man kann davon ausgehen, dass die Anzahl der Beschäftigten in sozialen Unternehmen in Berlin 
der Anzahl der Beschäftigten im öffentlichen Sektor in etwa gleichkommt. Die Anzahl der 
MitarbeiterInnen in den von uns befragten sozialen Unternehmen ist noch größer als von uns 
erwartet. In Ost-Berlin gibt es zudem eine Reihe sozialer Unternehmen, die nicht mehr − wie oft 
unterstellt − zu den KMU zuzurechnen, sondern größer sind. Diese Erkenntnisse sollten künftig 
bei der Wirtschaftspolitik berücksichtigt werden.  
 

                                                 
30 Es ist nicht nur zu erwarten, dass aufgrund der größeren Fläche und Bevölkerungsanzahl im Westteil der Stadt ein 
höherer Bestand und ein höheres ökonomisches Potenzial besteht; möglicherweise wird aufgrund der ganz anderen 
historischen Ausgangsvoraussetzungen in vielen Aspekten ein qualitativ anderer Befund zu erwarten sein. 
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Ferner haben wir festgestellt, dass sich die große Anzahl an MitarbeiterInnen aus 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen wie MAE, ABM etc. kontraproduktiv auf die ökonomische 
Entwicklung der Unternehmen auswirkt. Dies liegt zum einen an den kurzfristigen Laufzeiten der 
Maßnahmen, die wiederum zu sehr hohen Integrationskosten führen und zum anderen an den 
sehr eingeschränkten Tätigkeitsmöglichkeiten der MitarbeiterInnen dieser Maßnahmen. Diese 
Bedingungen erschweren es, Innovationen zu implementieren und ökonomisch tragfähige 
Geschäftsbereiche zu entwickeln. Deshalb ist es unabdingbar, diese Maßnahmen in reguläre 
Beschäftigungsverhältnisse umzuwandeln. 
 
Die zentrale Fragestellung lautet demnach, wie das große MitarbeiterInnen- und 
Beschäftigtenpotenizal künftig zu nutzen ist. Dabei liegt die Herausforderung für die 
Wirtschaftsförderung darin, Bedingungen zu schaffen, damit zum Beispiel die Maßnahme-
TeilnehmerInnen künftig umfassend ihre Humanressourcen in die unternehmerischen Prozesse 
einbringen können.  
 
Wir empfehlen eine Verlagerung der individuellen Förderung dahingehend, dass den sozialen 
Unternehmen finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden, die es ihnen ermöglicht, 
Beschäftigte langfristig einzustellen und zu qualifizieren, damit diese selbst als Subjekte in die 
Unternehmensprozesses einbezogen werden können. Dies bedeutet letztlich eine Verlagerung der 
arbeitsmarktpolitischen Fördermittel von einer Individual- auf eine Unternehmens-Förderung. 
Ferner sollten Rahmenbedingungen geschaffen werden, die es den Unternehmen ermöglichen, 
möglichst viele Einnahmen selbst zu erwirtschaften, damit sie möglichst viele Menschen 
beschäftigen können. 
 
Empirische Beobachtungen und Befragungen ergeben, dass es de facto schon vielfältige 
Vernetzungen und Kooperationen auch mit der Privatwirtschaft gibt. Zukünftig müssen nicht 
nur neue Kooperationen auf der lokalen Ebene entwickelt, sondern auch die Kooperation mit 
der öffentlichen Hand verbindlicher gestaltet werden. Über Public-Private Partnerships hinaus 
sollten auch die sozialen, zivilgesellschaftlichen Unternehmen einbezogen werden, also 
sektorübergreifende lokale Partnerschaften (Community-Private-Public Partnerships) gebildet werden.  
 
Das Angebotspotenzial der Sozialen Ökonomie in Ost-Berlin ist ebenfalls groß. Soziale 
Unternehmen sind nicht nur, wie oft angenommen, im sozialen Dienstleistungsbereich tätig, 
sondern haben Angebote und Geschäftsbereiche, die in fast alle Branchen hineinreichen. Zudem 
stellen sie jedoch zusätzlich Aktivitäten bereit, tragen zur Wertschöpfung bei und erwirtschaften 
gesellschaftlichen Mehrwert. Da wir im Rahmen dieser Studie keine Möglichkeit hatten, Aussagen 
zu diesbezüglichen quantitativen Größen und den Wertschöpfungsketten zu ermitteln, empfehlen 
wir, künftig Untersuchungen in diesem Bereich anzustrengen, da so das Angebotspotenzial nicht 
nur in seiner Gebrauchswertstruktur, sondern auch als wertmäßiger Beitrag zum 
Bruttosozialprodukt wiedergespiegelt werden kann. 
 
Die Potenzialanalyse hat aber auch ergeben, dass die Unternehmen aufgrund von 
wirtschaftlichen, rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen an vielen Stellen bei der 
Entwicklung ihrer Geschäftsfelder eingeschränkt sind. Deshalb muss gerade hier angesetzt 
werden.  
 
Die Angebote der sozialen Unternehmen könnten ausgeschöpft bzw. erweitert werden, wenn 
sich auf der einen Seite die Auftragspolitik und –vergabe für soziale Unternehmen verbessern 
würde und sie nicht mehr als Konkurrenz zur Privatwirtschaft verstanden werden. Das heißt, ihre 
Angebote sollten sich unabhängig von z. B. Zusätzlichkeitsbeschränkungen ausdehnen können. 
Nach Ansicht auch juristischer Experten besteht für die Soziale Ökonomie eine 
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Wettbewerbsverzerrung zum Nachteil sozialer Unternehmen, die aufgehoben werden sollte. Da 
soziale Unternehmen bei der öffentlichen Auftragsvergabe nur unzureichend berücksichtigt 
werden, meist mit der unrichtigen Berufung darauf, dass die EU ein restriktives Vergaberecht 
fortschreibe − und mit Verweis auf eine vermeintliche Gefahr der Wettbewerbsverzerrung − 
empfehlen wir die juristischen Möglichkeiten auszuschöpfen, die das Land Berlin an dieser Stelle 
hat. Auch unabhängig von der Entscheidung auf Bundesebene kann das Land bei 
Ausschreibungen eigene EU-konforme soziale oder umweltbezogene Auflagen erlassen, wenn 
dies auf transparente Weise für alle bekannt gemacht und der Gleichbehandlungsgrundsatz nicht 
verletzt wird. Dies gilt erst recht für öffentliche Aufträge unter den festgelegten Schwellenwerten. 
Diese Belange könnten zum Beispiel sein: die Verpflichtung zu prozentualer Einbindung von 
benachteiligten Gruppen wie Langzeitarbeitslosen, MigrantInnen, jungen Erwachsenen ohne 
Abschluss, zu Qualifizierungszwecken je nach Gewerbe oder Auftragsinhalt. Darüber hinaus 
wäre zur Vermeidung sozialer Kosten eine Quote zur Vergabe von Aufträgen an Unternehmen 
der Sozialen Solidarischen Ökonomie zu empfehlen.  
 
Man sollte darüber hinaus Vorhaben unterstützen, die es ermöglichen, soziale Unternehmen auch 
als solche zu identifizieren und zu kennzeichnen. Dies könnte sich zum Beispiel bei der Prüfung 
der Bedingungen für die Auftragsvergabe positiv auswirken. Wir empfehlen in diesem 
Zusammenhang, die Entwicklung und Einführung eines eigenen Labels für soziale Unternehmen 
in Berlin zu unterstützen.  
 
Um dem Entwicklungsstau entgegenzuwirken, empfiehlt es sich fernerhin, Unterstützungs-
strukturen für die Entwicklung neuer Angebote speziell für soziale Unternehmen bereitzustellen. 
Die Wirtschaftsverwaltung muss daher Mittel für Investitionen in diesem Bereich vorhalten. 
Dafür sollten aus dem Ressort der Wirtschaftsförderung entsprechende Programme erprobt und 
aufgelegt werden.  
 
Neben den Programmen für die Unternehmen selbst sind auch spezifische Instrumente zu 
entwickeln und zu erproben, wie spezielle Finanzierungsinstrumente (z.B. Mikrofinanzierung, 
lokale Entwicklungsfonds) sowie maßgeschneiderte ordnungspolitische Rahmenbedingungen, die 
den spezifischen Unternehmensprozessen Rechnung tragen. Hier müssen die Unternehmen aus 
den verschiedenen Milieus gemeinsam mit der Verwaltung tätig werden. Notwendig ist die 
Unterstützung und Einrichtung von Entwicklungswerkstätten und -agenturen sowie Innovations- 
und Gründerzentren speziell für die Soziale Ökonomie. 
 
Das Innovationspotenzial der sozialen Unternehmen ist gegenüber dem Beschäftigungs- und 
Angebotspotential unterentwickelt. Dies betrifft die Produktentwicklung, die Vermarktung, die 
Wissensgenerierung und Anwendung. Diese Umstände sind insbesondere den 
Rahmenbedingungen und den Beschäftigungsstrukturen in den sozialen Unternehmen 
geschuldet. Die sozialen Unternehmen brauchen Orte für die Entwicklung von Innovationen 
einerseits für konkrete Produkte, Dienstleistungen und Technologien und andererseits für die 
Wissensgenerierung, Anwendung und den Transfer. Innovationen sind zum Beispiel in der 
Entwicklung von geeignetem betriebswirtschaftlichen Instrumenten und Methoden erforderlich. 
Deshalb muss es auch Orte und Anlaufstellen geben, wo wissenschaftliche Tagungen, 
Workshops, Qualifizierungsangebote für Interessierte stattfinden können. Angebote der 
Weiterbildung und Schulung sollen für MitarbeiterInnen der sozialen Unternehmen als auch für 
MitarbeiterInnen aus der öffentlichen Verwaltung zugänglich sein.  
 
Derartige Infrastruktureinrichtungen zur Beförderung der Sozialen Ökonomie dienen in erster 
Linie der Stärkung der Wirtschaftskraft der Unternehmen, weshalb unserer Meinung nach hier 
auch Mittel aus der Wirtschaftsförderung gezielt eingesetzt werden sollten.  
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Diese Empfehlungen sind zweifellos mit finanziellen Kosten verbunden. Sie sind u.E. allerdings 
Investitionen in die Sozial- und Wirtschaftsstruktur unserer Stadt mit einem hohen Return on 
Investment, da die Mitnahmeeffekte minimiert und soziale Nettokosten gesenkt werden. Weder 
besteht die Gefahr, dass soziale Unternehmen auswandern oder ihr Headquarter ins Ausland 
auslagern, noch müssen wir damit rechnen, dass sie Umweltschäden produzieren oder zum 
Abbau der Arbeitsplätze in der Stadt beitragen.  
 
Um sozialer Ausgrenzung und Segregationstendenzen wirkungsvoll entgegenwirken zu können, 
ist es aus unserer Sicht unabdingbar, die außerordentliche soziale Integrationskraft des 
Unternehmenssektors der sozialen Ökonomie sowohl für die wirtschaftliche als auch für die 
soziale Entwicklung der Stadt zu nutzen und zu stärken. 
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Wo sind die sozialen Zielsetzungen fixiert?
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Aktivitäten (2)
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Geschäftsbereiche / Betriebe (2)
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Struktur der MitarbeiterInnen
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Verteilung der MitarbeiterInnen auf die Milieus
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Fragebogen und Anschreiben 
 
 
 
 

Berlin, 07.09.2007 
 
Bestandsaufnahme und Potenzialerhebung sozialer Unternehmen in Berlin  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Soziale solidarische Unternehmungen in Berlin stellen in nennens- 
werten Umfang Arbeitsplätze bereit und erwirtschaften gesell- 
schaftlichen Mehrwert in den Stadtteilen, indem sie nützliche  
Produkte und Leistungen in der Stadt anbieten. Das sind insbe- 
sondere Unternehmen mit vorwiegend sozialen Zielsetzungen,  
deren Überschüsse ausschließlich oder überwiegend in soziale oder  
gemeinwesenbezogene Ziele investiert werden. Um die Rahmen- 
bedingungen für soziale Unternehmen verbessern zu helfen,  
wollen wir einerseits eine Bestandsaufnahme von sozialen  
Unternehmen in den Ost-Bezirken durchführen und andererseits  
Handlungsempfehlungen für die Senatsverwaltung für Wirtschaft,  
Technologie und Frauen erarbeiten, die Ihrem Unternehmen nutzen.  
 
Dafür brauchen wir Ihre Unterstützung und Mitarbeit.  
 
Bitte füllen Sie den beiliegenden Fragebogen aus und senden Sie  
diesen innerhalb von 10 Tagen an uns zurück:  
fragebogen@technet-berlin.de. 
 
Alle Informationen werden streng vertraulich behandelt und  
nicht an Dritte weitergegeben. Die Ergebnisse der Untersuchung  
können wir Ihnen Anfang nächsten Jahres zur Verfügung stellen. 
 
Diese Initiative wird unterstützt von dem Berliner Bündnis der 
Sozialen Solidarischen Ökonomie. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
 
(Günther Lorenz) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Technologie-Netzwerk Berlin e.V. 
Wiesenstr. 29 
D-13357 Berlin 
 
Tel.: +49-30-46 98 82 27 
Fax: +49-30- 4 61 24 18 
fragebogen@technet-berlin.de 
www.technet-berlin.de  
www.soziale-oekonomie.de 
 
Amtsgericht Charlottenburg  
VR 9995 Nz 
 
Bank für Schiffahrt eG 
BLZ 100 903 00 
Konto-Nr. 3121 279 400 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 

 
 
DIESES VORHABEN WIRD VON DER  
EUROPÄISCHEN UNION UND VOM  
LAND BERLIN KOFINANZIERT 
Europäischer Fonds für Regionale Entwicklung 

 



 

 

Fragebogen 
 

Befragung Sozialer Unternehmen 
 
1. Angaben zur Organisation 
 

Name und Rechtsform der Organisation       

Adresse Straße / Hausnummer:       

Postleitzahl / Stadt:       

Telefon-Nr.:       

Fax-Nr.:       

e-mail-Adresse:       

Ansprechpartner       

 

Branche(n)       

 

Kurzbeschreibung der Organisation / 
des Unternehmens       

 

Angebote       

 

Öffnungszeiten       



 

 

Alle folgenden Angaben werden anonym behandelt und nur intern verwandt! 
 
 

2. Organisationscharakteristik 
 

Wer sind die Mitglieder(gruppen) bzw. (Anteils-)Eigner Ihrer Organisation?  
Bitte ankreuzen bzw. benennen! 

Einzelpersonen  
Verbände / Vereine  
Unternehmen  

SONSTIGE (bitte angeben) 
      

 

Falls in Ihrer Satzung bzw. Ihren Statuten soziale Zielsetzungen schriftlich 
fixiert sind: Welche sind es? Bitte ankreuzen bzw. benennen! 

Verbesserung der Lebensqualität im Stadtteil  
Arbeitsförderung  
Integration   

SONSTIGE (bitte angeben) 
      

 

Wo sind die sozialen Zielsetzungen fixiert? Bitte ankreuzen bzw. benennen! 
Statut   

Satzung   

Vertragliche Vereinbarung  

SONSTIGE (bitte angeben) 
      

 

Ist eine private Gewinnentnahme ausgeschlossen? Bitte ankreuzen  

Ja  

Nein  

 



 

 

3. Aktivitäten 
 

Welche Aktivitäten verfolgt Ihre Organisation hauptsächlich?  
Bitte maximal drei Nennungen ankreuzen! 

AKTIVITÄTEN MAXIMAL 3 NENNUNGEN  
ANKREUZEN 

Förderung wirtschaftlicher Selbsthilfe von  
Mitgliedern (z.B. Genossenschaften)  

Finanzierung gemeinnütziger Tätigkeiten  
(z.B. Stiftungen)  

Verfolgung gemeinschaftlicher Aktivitäten  

Integration besonders Benachteiligter  

Förderung von Freiwilligenarbeit  
Unterstützung von alternativen, ökologischen 
und  
frauenbezogenen Belangen

 

Förderung von Selbsthilfegruppen  

Aktivitäten sozio-kultureller Ausrichtung  

Förderung von Beschäftigung und  
Qualifizierung  

Forschung und Entwicklung  

nicht-monetärer Tausch  

Nachbarschafts- und Gemeinweseninitiativen  

ANDERE (bitte angeben) 
      

 



 

 

 
4. Geschäftsbereiche / Betriebe  

 

Welche dieser Aktivitäten setzen Sie ökonomisch in welchen Bereichen oder 
Unternehmensteilen um (auch, wenn damit keine Geldflüsse verbunden 
sind)? Bitte bei der jeweiligen Ziffer ankreuzen bzw. in ‚Sonstiges’ ausfüllen) 

1) Personenbezogene bzw. haushaltsnahe 
Dienstleistungen  

2) Kinderbetreuung  

3) Hilfe und Eingliederung für besonders  
Benachteiligte  

4) Gesundheit  

5) Bauen und Wohnen  

6) Verkehr und Transport  

7) Verbesserung / Umgestaltung des  
öffentlichen Raums   

8) Einzelhandel   

9) Handwerk  

10) Sport und Freizeit  

11) Tourismus  

12) Gastronomie, Hotellerie  

13) Medien / Informations- und 
Kommunikationstechnologien  

14) Denkmalpflege und Erhalt kulturellen 
Erbes  

15) Gemeinwesenentwicklung  

16) Recycling  

17) Energiewirtschaft / Wasserwirtschaft  

18) Umweltschutz, Verbesserung der  
Umweltqualität  

19) SONSTIGE (bitte angeben) 
      

 
 



 

 

5. Partner / Kooperationen / Begünstigte 
 

Welche Personengruppen / Organisationen innerhalb und außerhalb Ihrer 
Unternehmung profitieren in besonderer Weise von Ihrer Arbeit? 

 BITTE BENENNEN! 

Geschäftspartner  
(z.B. öffentliche Verwaltung, Handwerk und Handel, 
soziale Organisationen) 

      

Kooperationen / Vernetzungen  
(z.B. Mitgliedschaften in Verbänden und Organisationen 
bzw. in Netzwerken) 

      

Begünstigte Personengruppen  
(z.B. beschäftigte Zielgruppen, benachteiligte 
Bewohner) 

      

Begünstigte Organisationen 
(z.B. Schule, Sportverein) 

      



 

 

6. Förderprogramme 
 

Benennen Sie die Förderprogramme, die sie hauptsächlich nutzen! 
Bitte angeben! 

 WIE HEISST DAS PROGRAMM? 

aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE) 

      

aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) 
      

andere EU-Programme  
      

Bundesprogramme (welche?) 
      

Landesprogramme (welche?) 
      

 
7. Einnahmen nach Quellen 
 

Aus welchen Quellen speisen Sie Ihre finanziellen Einnahmen in welchen  
Proportionen?   Bitte in Prozent angeben! 

ÖFFENTLICHE MITTEL ANGABEN IN % 

Zuschüsse       

Zuwendungen       

Leistungsverträge       

SONSTIGE (bitte angeben) 

      
      

 

PRIVATE EINNAHMEN ANGABEN IN % 

Beiträge       

Verkaufserlöse       

Spenden, Sponsoring etc.       

SONSTIGE (Bitte angeben) 

      
      



 

 

8. Anzahl der Mitarbeiter(innen) und Auszubildenden 
 

Geben Sie bitte an: 
 die Anzahl der Beschäftigten (Vollzeit / Teilzeit, befristet - 

unbefristet) 
 Anzahl der Maßnahme-Teilnehmer(innen) (welche? ABM, MaE, 

Entgeltvariante etc.)  
 Anzahl der Auszubildenden 
 Anzahl der Praktikanten /Praktikant(innen), Zivildienstleistenden, 

Teilnehmer(innen) am Freiwilliges Soziales Jahr) 
 die Anzahl der freiwilligen (unbezahlten) Mitarbeiter 

und den Anteil der Frauen in der jeweiligen Kategorie 

 
ANZAHL DAVON FRAUEN 

Vollzeitbeschäftigte befriste
t:     unbefr.

:          

Teilzeitbeschäftigte befriste
t:     unbefr.

:          

ABM-Teilnehmer(innen)           

MAE-Teilnehmer(innen)           

Entgeltvariantenteilnehmer(i
nnen)           

Auszubildenden           

Praktikant(innen)           

Zivildienstleistende           

FSJ-Teilnehmer(innen)           

Freiwillige (unbezahlte)  
Mitarbeiter(innen)           

 



 

 

9. Problembereiche / Engpässe 
 

An welchen Stellen sehen Sie Hemmnisse in der Entwicklung Ihrer 
Organisation, die von innen oder außen herrühren? 

a) Innerorganisatorisch 

 WELCHE? 

Personelle Engpässe       

Finanzielle Engpässe       

Innovations-Engpässe (z.B. aufgrund der 
Organisationsstruktur, wg. fehlender 
Produktentwicklungskapazitäten)

      

SONSTIGE (bitte angeben) 

      

      

 

b) Rahmenbedingungen  

 WELCHE? 

Wirtschaftliche Hemmnisse (z.B. 
Kaufkraftmangel)       

Politische Hemmnisse  
(z.B. Marktzugangsmöglichkeiten)       

Rechtliche Hemmnisse (z.B. 
Gemeinnützigkeitsrecht)       

SONSTIGE (bitte angeben) 

      

      

 
 
 
 
 
 



 

 

10. Perspektiven / Potenziale / Ressourcen 
 

Welche Perspektiven sehen Sie für Ihre Organisation 
(z.B. Wirtschaftskraft, Arbeitsplätze etc.)? Bitte angeben! 
      

 

Welche Potenziale können Sie dafür nutzen (z.B. geeignetes Personal,  
neue Märkte, neue Aufträge)? Bitte angeben! 
      

 

Welche Ressourcen können Sie mobilisieren (z.B. Finanzen, Personal, 
Grundstücke, neue Partner)? Bitte angeben! 
      

 
 
 



 

 

 
 

Sonstige Bemerkungen 

      

 
 
 

Vielen Dank für die Beantwortung der Fragen! 

 

Haben Sie noch Fragen? Dann wenden Sie sich bitte an uns: 
Heike Birkhölzer, Günther Lorenz. 

Tel.: 030-46 98 82 27 
Fax.: 030 461 24 18 

 

Bitte mailen bzw. senden Sie uns binnen 10 Tagen den beantworteten Fragebogen nur an folgende Adresse(n) 
zurück: 

 
e-mail: fragebogen@technet-berlin 

Postanschrift: Technologie-Netzwerk Berlin e.V., Wiesenstraße 29, 13357 Berlin 
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